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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 
Alexander König, Petra Guttenberger, Jürgen W. 
Heike, Bernd Kränzle, Andreas Lorenz, Dr. Franz 
Rieger, Martin Schöffel, Karl Straub, Manuel West-
phal, Mechthilde Wittmann und Fraktion (CSU), 

Markus Rinderspacher, Franz Schindler, Horst Ar-
nold, Alexandra Hiersemann, Florian Ritter, Inge 
Aures, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Helga Schmitt-Bussinger, Dr. Si-
mone Strohmayr, Klaus Adelt, Susann Biedefeld, 
Florian von Brunn, Martina Fehlner, Dr. Linus 
Förster, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Martin Güll, 
Harald Güller, Annette Karl, Günther Knoblauch, 
Dr. Herbert Kränzlein, Andreas Lotte, Ruth Müller, 
Kathi Petersen, Dr. Christoph Rabenstein, Doris 
Rauscher, Bernhard Roos, Georg Rosenthal, Har-
ry Scheuenstuhl, Stefan Schuster, Kathrin Son-
nenholzner, Diana Stachowitz, Reinhold Strobl, 
Arif Tasdelen, Ruth Waldmann, Angelika Weikert, 
Dr. Paul Wengert, Johanna Werner-Muggendorfer, 
Margit Wild, Herbert Woerlein, Isabell Zacharias 
und Fraktion (SPD), 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther 
Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Jo-
achim Hanisch, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muthmann, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER),  

Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Dr. Sepp 
Dürr, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Os-
gyan, Katharina Schulze, Jürgen Mistol, Kerstin 
Celina, Markus Ganserer, Christine Kamm, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Gise-
la Sengl, Claudia Stamm, Rosi Steinberger, Martin 
Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Antrag der Abgeordneten Rinderspacher, 
Schindler, Arnold u.a. und Fraktion SPD,  

Aiwanger, Streibl, Prof. Dr. Bauer u.a. und Frakti-
on FREIE WÄHLER,  

Bause, Hartmann, Dr. Dürr u.a. und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

vom 27. Juni 2014  

auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
(Drs. 17/2371)  
 
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens 
bayerischer Polizei- und Justizbehörden ein-
schließlich der zuständigen Staatsministerien, der 
Staatskanzlei und der politischen Entscheidungs-
trägerinnen und Entscheidungsträger 

im Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf und 
der beim Bayerischen Landeskriminalamt einge-
richteten Sonderkommission „Labor“  

und weiterer Vorkommnisse im Zusammenhang 
mit Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und an-
dere Beschuldigte 

und auf entsprechende Anzeigen des Dr. B. S. und 
anderer Personen 

sowie bei der Rechtsaufsicht über die Beachtung 
der Vorschriften der Gebührenordnung für Ärzte 

und bei der gegebenenfalls notwendigen Korrek-
tur der Rahmenbedingungen im selbstverwalteten 
Gesundheitssystem bei der Abrechnung von La-
borleistungen durch bayerische Ärzte 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag setzt gemäß Art. 25 der Verfassung des 
Freistaates Bayern einen Untersuchungsausschuss 
ein. 

Dem Ausschuss gehören neun Mitglieder (CSU: fünf 
Mitglieder, SPD: zwei Mitglieder, FREIE WÄHLER: ein 
Mitglied, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ein Mitglied) an. 

Der Untersuchungsausschuss hat die Aufgabe, zu un-
tersuchen, ob die in der Öffentlichkeit verbreiteten Vor-
würfe zutreffen, 

der Laborarzt Dr. B. S. sei von der bayerischen Justiz 
trotz des Verdachts,  

im Zusammenwirken mit einer Vielzahl von Ärzten ge-
gen Vorschriften über die Abrechnung von Laborleis-
tungen verstoßen zu haben,  

lediglich zum Schein Laborärzte in seine Gemein-
schaftspraxis aufgenommen zu haben, um hierdurch 
in größerem Umfang Laborleistungen abrechnen zu 
können, als dies bei Beachtung der entsprechenden 
Abrechnungsvorschriften möglich gewesen wäre, und 
bei der Abrechnung von in auswärtigen Laboren er-
brachten Leistungen den Anschein erweckt haben 
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soll, dass diese durch selbständige Ärzte in freier 
Praxis erbracht wurden, die jedoch tatsächlich von 
einer Gesellschaft abhängig sein sollen, deren einer 
Geschäftsführer Dr. B. S. sein soll,  

einem bei der Staatsanwaltschaft Augsburg tätigen 
Staatsanwalt in strafbarer Weise einen Vorteil ver-
macht und versucht zu haben, ihn zu bestechen,  

von der bayerischen Justiz aus sachfremden Motiven 
und aufgrund behaupteter politischer Einflussnahme 
geschont worden, und insbesondere, 

ob die Staatsanwaltschaft Augsburg trotz eines von 
der Staatsanwaltschaft München I durchgeführten 
sog. „Pilotverfahrens“ schon vor der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 25. Januar 2012 Ermittlungs-
verfahren gegen mehr als einhundert Ärzte eingestellt 
und in einer Vielzahl weiterer Verdachtsfälle keine 
Maßnahmen zur Unterbrechung der Verfolgungsver-
jährung eingeleitet habe, 

ob die Vorgehensweise der Staatsanwaltschaft Augs-
burg auf sachfremden Motiven und politischer Ein-
flussnahme beruht habe,  

und dadurch einer Vielzahl von privatversicherten 
Patienten und ihren jeweiligen privaten Krankenversi-
cherungen ein Schaden in Höhe von ca. 500 Mio. 
Euro entstanden sei, 

ob die im November 2006 beim Bayerischen Landes-
kriminalamt eingerichtete Sonderkommission „Labor“ 
trotz des Vorliegens erheblicher Indizien dafür, dass 
bundesweit bis zu 10.000 Ärzte an einem von dem 
Laborarzt Dr. B. S. initiierten betrügerischen Abrech-
nungssystem über Laborleistungen beteiligt gewesen 
sein könnten,  

von den vorgesetzten Stellen im Bayerischen Lan-
deskriminalamt und bei der Staatsanwaltschaft in ihrer 
Ermittlungsarbeit behindert worden sei,  

die Zahl der Mitarbeiter der Sonderkommission „La-
bor“ aus sachfremden Motiven und aufgrund politi-
scher Einflussnahme zur Unzeit verringert worden sei,  

es innerhalb der Sonderkommission „Labor“ eine 
Gruppe gegeben haben soll, die die Ermittlungen 
nicht vorangetrieben, sondern behindert habe,  

gegen Mitarbeiter der Sonderkommission „Labor“ aus 
sachfremden Motiven und aufgrund politischer Ein-
flussnahme ohne zureichende tatsächliche Anhalts-
punkte unangemessen lange Ermittlungs- und Diszip-
linarverfahren eingeleitet worden seien,  

diese Mitarbeiter wegen ihres Protests gegen die Ver-
kleinerung der Sonderkommission „Labor“ und Behin-
derungen der Ermittlungen sowie wegen jahrelang 
anhängiger Ermittlungsverfahren trotz Vorliegens aller 
Voraussetzungen nicht befördert worden seien, 

ob der Inhaber des Labors Schottdorf MVZ GmbH be-
reits im Jahr 1999 eine Spende an die CSU in Höhe 
von 5 Mio. DM und später über einen Bundestagsab-
geordneten der CSU und den damaligen Ministerprä-
sidenten Dr. Stoiber weitere Spenden in Höhe von 

20.000 Euro geleistet habe, um politische Entschei-
dungen in der Gesundheitspolitik und den Umgang 
der Justiz mit Dr. B. S. zu beeinflussen, 

ob gegen einen Journalisten, der über Vorkommnisse 
im Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf berich-
tet hat, ohne zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
Ermittlungsverfahren eingeleitet und über zwei Jahre 
hinweg ermittelt worden sei, 

ob die Staatsregierung ihrer Aufsichtspflicht im Hin-
blick auf die Beachtung der Vorschriften der Gebüh-
renordnung für Ärzte nicht nachgekommen sei, 

ob die Staatsregierung, die zuständigen Staatsminis-
terien und nachgeordnete Behörden die Rechtsauf-
sicht im selbstverwalteten Gesundheitssystem nicht 
ordnungsgemäß ausgeübt hätten und sie sich nicht im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bemüht hätten, ihnen be-
kannte bestehende gesetzliche Lücken zu schließen. 

Auch nach den Antworten der Staatsregierung auf 
mehrere Schriftliche Anfragen zu Einzelaspekten im 
Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf und der 
Sonderkommission „Labor“ (Drs. 16/4001, 16/8832, 
16/9460) und Anfragen zum Plenum vom 9. Mai 2011 
(Drs. 16/8528), 16. Mai 2011 (Drs. 16/8688), 6. Ju-
ni 2011 (Drs. 16/8881) und 19. Mai 2014 (Drs. 17/2094) 
und nach den Berichten der Staatsregierung am 
30. Januar 2014 zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vom 14. November 2013 (Drs. 17/88) 
und am 22. Mai 2014 auf der Grundlage der Beschlüs-
se des Landtags vom 7. Mai 2014 (Drs. 17/1837, Drs. 
17/1838 und Drs. 17/1839) zu den Dringlichkeitsanträ-
gen der SPD-Fraktion (Drs. 17/1781), der Fraktion der 
FREIEN WÄHLER (Drs. 17/1785) und der CSU-
Fraktion (Drs. 17/1801) und des Antrags der Fraktion 
der FREIEN WÄHLER vom 15. Mai 2014 (Drs. 
17/2016) im Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen zum Komplex um das Labor Schott-
dorf sind Fragen offen geblieben. 
 

Der Untersuchungsausschuss hat im Einzelnen fol-
gende Fragen zu prüfen: 
 

1. Verstöße gegen die Gebührenordnung 
für Arzte (GOÄ) bei der Abrechnung von 
Laborleistungen und Ausübung der 
Rechtsaufsicht 

1.1. Welche gesetzlichen und untergesetzlichen 
Vorschriften für die Abrechnung von Labor-
leistungen gegenüber Mitgliedern der ge-
setzlichen Krankenversicherung und privat-
versicherten Patienten gab es zum Zeitpunkt 
der Aufnahme von Ermittlungen gegen 
Dr. B. S. u.a. wegen des Verdachts des Ab-
rechnungsbetrugs? 

1.2. Welche Behörde ist für die Rechtsaufsicht 
hinsichtlich der Einhaltung der Vorschriften 
bei der Abrechnung von Laborleistungen 
hinsichtlich privater und gesetzlicher Kran-
kenkassen in Bayern zuständig? 
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1.2.1. Welche Kompetenzen hat hierbei die Baye-
rische Landesärztekammer? 

1.3. Welche rechtlichen Möglichkeiten hat die 
Staatsregierung, die bayerischen Ärzte zur 
strikten Beachtung der Vorschriften der 
GOÄ u.a. bei der Abrechnung von Laborleis-
tungen anzuhalten und in welchen Fällen 
hat sie diese in der Vergangenheit wie er-
griffen? 

1.4. Wann hat die Staatsregierung erstmals 
Kenntnis davon erlangt, dass sowohl fachli-
che als auch rechtliche Bedenken an der 
Tätigkeit des Laborunternehmens Dr. B. S. 
und des von ihm initiierten Systems der Ab-
rechnung von Laborleistungen bestehen und 
was hat sie daraufhin unternommen? 

1.5. Hat die Staatsregierung die Selbstverwal-
tungs- und Standesorganisationen der baye-
rischen Ärzteschaft auf rechtliche Bedenken 
an dem von Dr. B. S. initiierten System der 
Abrechnung von Laborleistungen der Klas-
sen M III und M IV aufmerksam gemacht 
und falls ja, wann, aufgrund welchen Anlas-
ses und mit welchen Maßnahmen und falls 
nein, weshalb nicht? 

1.6. Sind auf der Grundlage von Nr. 26 Abs. 1 
MiStra Mitteilungen an die Bayerische Lan-
desärztekammer ergangen und falls ja, in 
welchen Verfahren? 

1.7. Hatte die Staatsregierung Kenntnis von Vor-
würfen, dass durch lange Transportzeiten zu 
den Großlaboren untauglich gewordene Pro-
ben analysiert würden, eine rechtzeitige 
Übermittlung von mikrobiologischen Befun-
den, insbesondere bei schwerwiegenden Er-
krankungen, nicht gewährleistet sei und eine 
Probeneingangskontrolle unter ärztlicher 
Aufsicht bei diesem Mengenanfall nicht 
mehr zeitgerecht durchgeführt werden kön-
ne und falls ja, welche Maßnahmen wurden 
im Bereich der Qualitätssicherung ergriffen? 

1.8. Lagen der Staatsregierung Erkenntnisse 
vor, ob Patienten, die privaten und gesetzli-
chen Krankenversicherungen und der Frei-
staat im Rahmen der Beihilfe durch über-
teuerte Laborleistungen geschädigt wurden 
und falls ja, welche Schritte wurden diesbe-
züglich unternommen? 

1.9. Welche Schritte hat die Staatsregierung er-
griffen, um die Kontroll- und Korrekturmög-
lichkeiten bei eventuellen Fehlentwicklungen 
zu verbessern? 

 

2. Beurteilung der Strafbarkeit des von 
Dr. B. S. mit einer Vielzahl von Ärzten 
praktizierten Systems der Abrechnung 
von Laborleistungen 

2.1. Aus welchen Gründen haben die Staatsan-
waltschaft (StA) Augsburg und die General-
staatsanwaltschaft München in den Fällen, 
dass Ärzte Laboruntersuchungen nicht 
selbst vorgenommen haben, sondern von ei-
nem Laborarzt erbringen ließen, der den 
sog. Einsendeärzten die Laborleistung zu ei-
nem niedrigen, der Höhe nach vom Gesamt-
beauftragungsumfang abhängigen Betrag in 
Rechnung stellte, während der Einsendearzt 
gegenüber Privatpatienten die durchgeführ-
ten Untersuchungen als eigene Leistung ab-
rechnete und zwar regelmäßig unter Gel-
tendmachung des Standard-Erhöhungsfak-
tors nach § 5 Abs. 4 GOÄ, das Vorliegen der 
Tatbestandsvoraussetzungen des Betrugs 
verneint? 

2.2. Auf welchen Erkenntnissen beruht die Aus-
sage, dass durch das von Dr. B. S. zusam-
men mit einer Vielzahl von Ärzten betriebene 
System der Abrechnung von Spezial-Labor-
leistungen wirtschaftlich betrachtet im Regel-
fall „kein Patient und keine private Kranken-
versicherung“ geschädigt worden ist? 

2.3. Hat das StMJV/StMJ geprüft, ob Private 
Krankenversicherungen, nachdem sie durch 
ein Schreiben des Bayerischen Landeskrimi-
nalamts (im folgenden: BLKA) vom 31. Ju-
li 2008 über die o.g. Abrechnungspraxis in-
formiert worden sind, Rückzahlungsansprü-
che gegenüber Ärzten erhoben haben und 
falls ja, in welcher Höhe realisieren konn-
ten? 

2.4. Hatten die mit der Prüfung der eventuellen 
Strafbarkeit des von Dr. B. S. mit einer Viel-
zahl von Ärzten praktizierten Systems der 
Abrechnung von Laborleistungen gegenüber 
Privatpatienten befassten Ermittlungsbehör-
den Kenntnis von nach der Neufassung der 
GOÄ zum 1. Januar 1996 ergangenen Ge-
richtsentscheidungen zur Abrechnung von 
Laborleistungen, wie z.B. der Entscheidung 
des LG Duisburg vom 18. Juni 1996 (Az.: 
1 O 139/96), des LG Hamburg vom 20. Fe-
bruar 1996, Az.: 312 O 57/96 und des LG 
Regensburg vom 28. Mai 2003 (Az.: 2 Kls 
103 Js 5189/00) und falls ja, wie erklärt sich 
dann, dass die Generalstaatsanwaltschaft 
München und die StA Augsburg bis zu der 
Entscheidung des BGH vom 25. Janu-
ar 2012 (Az.: 1 StR 45/11) so große Zweifel 
an der Strafbarkeit hatten, dass entspre-
chende Ermittlungsverfahren „aus Rechts-
gründen“ eingestellt worden sind? 



Seite 4 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache  17/2463 

2.5. Wurde die Rechtsansicht der Generalstaats-
anwaltschaft München nicht von allen mit 
entsprechenden Ermittlungen befassten 
Staatsanwälten geteilt und falls ja, aus wel-
chen Gründen hat sie es unterlassen, im 
Rahmen des § 147 GVG auf eine einheitli-
che Vorgehensweise der ihr nachgeordneten 
Staatsanwaltschaften bei den Ermittlungen 
wegen möglichen Abrechnungsbetrugs hin-
zuwirken? 

2.5.1. Wann und mit welcher Begründung wurden 
staatsanwaltliche Sachbearbeiter von den 
Verfahren abgezogen bzw. damit betraut? 

2.6. Aus welchen Gründen hat die General-
staatsanwaltschaft München in Kenntnis der 
Tatsache, dass seitens der StA München I 
eine höchstrichterliche Entscheidung zur 
Klärung der Strafbarkeit des beschriebenen 
Abrechnungssystems angestrebt wird, es 
unterlassen, dafür zu sorgen, dass in den 
Fällen, in denen zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte für eine Straftat vorlagen, der 
Ablauf der Verjährungsfrist unterbrochen 
wird? 

2.7. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen bei 
der bayerischen Justiz, Polizei und Staatsre-
gierung wann, mit wem, wie erörtert? 

2.8. Auf welchen Erkenntnissen beruhen die 
Aussagen, dass es sich bei der Zahl von 
10.000 Ärzten, die in einer Kundendatei von 
Dr. B. S. festgestellt worden sind, überwie-
gend um Unverdächtige handle und dass 
nach „Ausfilterung“ bundesweit nur eine 
Zahl von ca. 3.000 „verdächtigbaren“ Ärzten 
verbleibe und wer hat diese Ausfilterung 
wann nach welchen Kriterien vorgenom-
men? 

2.9. Haben bayerische Ermittlungsbehörden seit 
der Änderung der GOÄ im Jahr 1996 wegen 
weiterer Fälle der unberechtigten Abrech-
nung von M III- und M IV-Leistungen durch 
Einsendeärzte ermittelt und Anklage erho-
ben und falls ja, in wie vielen Fällen und mit 
welchen Ergebnissen? 

2.10. Liegen bayerischen Ermittlungsbehörden Er-
kenntnisse darüber vor, ob das in der Ent-
scheidung des BGH vom 25. Januar 2012 
als Betrug gewertete Abrechnungssystem 
bzgl. M III- und M IV-Leistungen auch da-
nach noch praktiziert wurde und haben sie 
entsprechende Verfahren eingeleitet? 

2.11. Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, ob 
die Anzahl der und die Kosten für Laborun-
tersuchungen seit der „Industrialisierung“ 
durch den Aufbau von Großlaboren explosi-
onsartig gestiegen sind bzw. in welchem 
Umfang die Kosten pro Probe gesunken 
sind? 

2.11.1 Welche Maßnahmen hat die Staatsregie-
rung ggf. eingeleitet, um diesen Entwicklun-
gen zu begegnen? 

 

3. Ermittlungsverfahren gegen den Inhaber 
und/oder Mitarbeiter des Labors Schott-
dorf 

3.1. Wegen welcher Vorwürfe sind seit 1986 
Ermittlungsverfahren gegen den Inhaber 
und/oder Mitarbeiter des im Rechtsverkehr 
unter verschiedenen Firmenbezeichnungen 
und Rechtsformen und mit mehreren Au-
ßenstellen aufgetretenen Labors Schottdorf 
und gegen Ärzte, die bei dem Labor Schott-
dorf Laboruntersuchungen in Auftrag gege-
ben haben, von welcher bayerischen Staats-
anwaltschaft im Zusammenhang mit der Ab-
rechnung von Laborleistungen eingeleitet 
und mit welchem Ergebnis abgeschlossen 
worden? 

3.1.1. Hat es sich bei den verschiedenen Ermitt-
lungsverfahren um sog. Berichtssachen ge-
handelt und falls ja, wie viele Berichte sind 
von den jeweils zuständigen Staatsanwalt-
schaften an die jeweiligen Generalstaatsan-
waltschaften gerichtet und von dort an das 
StMJ/StMJV weitergeleitet worden? 

3.1.2. Sind die jeweiligen Staatsminister der Justiz 
über die Ermittlungsverfahren bzw. die Be-
richte über Ermittlungsverfahren informiert 
worden und falls ja, in welcher Weise haben 
sie reagiert? 

3.1.3. Sind weitere Mitglieder der Staatsregierung 
und der jeweilige Ministerpräsident über Er-
mittlungsverfahren gegen den in Nr. 3.1. ge-
nannten Personenkreis in Kenntnis gesetzt 
worden und falls ja, auf welcher Rechts-
grundlage, von welcher Stelle und aus wel-
chen Gründen und was haben sie daraufhin 
gegebenenfalls unternommen? 

3.1.4. In welchen der in Nr. 3.1. beschriebenen 
Ermittlungsverfahren sind ehemalige Mit-
glieder der Staatsregierung als Verteidiger 
des/der Beschuldigten bzw. Angeklagten 
aufgetreten und haben sie hierbei politische 
Verbindungen genutzt, um in unzulässiger 
Weise Einfluss zugunsten ihrer Mandant-
schaft zu nehmen? 

3.1.5. Sind im Zusammenhang mit Ermittlungsver-
fahren gegen den in Nr. 3.1. genannten Per-
sonenkreis seitens des StMJ/StMJV und/ 
oder des Generalstaatsanwalts Anregungen 
oder Weisungen an die zuständigen Staats-
anwaltschaften gegeben oder erteilt worden, 
Ermittlungen entweder zu intensivieren oder 
einzustellen und falls ja, in welchen Ermitt-
lungsverfahren, durch welche Stelle und aus 
welchen Erwägungen? 
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3.1.6. Haben die zuständige Abteilung des 
StMJ/StMJV, der jeweilige Staatsminister 
der Justiz und/oder weitere aktive und/oder 
ehemalige Mitglieder der Staatsregierung 
und/oder der jeweilige Ministerpräsident Ein-
fluss auf die in Nr. 3.1. beschriebenen Er-
mittlungsverfahren genommen und falls ja, 
auf welche Weise, auf welcher Rechtsgrund-
lage und mit welchem Ansinnen? 

3.1.7. Hatten die Ermittlungsbehörden in den in 
Nr. 3.1. beschriebenen Verfahren Kenntnis 
davon, dass der Inhaber des Labors Schott-
dorf Parteispenden an die Christlich-Soziale 
Union in Bayern e.V. bezahlt hatte? 

3.2. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen seit 
1986 bei der bayerischen Justiz, Polizei und 
Staatsregierung wann, mit wem, wie erör-
tert? 

 

4. Sonderkommission „Labor“ und Ermitt-
lungsverfahren gegen Dr. B. S. u.a. im 
Zusammengang mit der Abrechnung von 
Laborleistungen der Klassen M III und 
M IV u.a. 

4.1. Aufgrund welcher Umstände sind welche 
bayerischen Ermittlungsbehörden wann da-
rauf aufmerksam geworden, dass bei der Art 
und Weise der Abrechnung von Laborleis-
tungen durch Dr. B. S. und der mit ihm zu-
sammenarbeitenden Ärzte zumindest ge-
genüber privat versicherten Patienten der 
Tatbestand des Betrugs erfüllt sein könnte? 

4.2. Aus welchen Gründen ist im November 
2006 im BLKA eine Sonderkommission „La-
bor“ (im folgenden: „SOKO Labor“) einge-
richtet worden, welchen konkreten Ermitt-
lungsauftrag hatte sie, wie viele Mitarbeiter 
hatte die SOKO von wann bis wann, von 
welchen Stellen sind die Mitarbeiter nach 
welchen Kriterien rekrutiert worden, wer war 
von wann bis wann Leiter der SOKO und 
wer hatte von wann bis wann die Sachlei-
tung bei der Staatsanwaltschaft inne? 

4.2.1. Hat die sachleitende Staatsanwaltschaft der 
„SOKO Labor“ einen konkreten Ermittlungs-
auftrag hinsichtlich der Zielrichtung, des Um-
fangs und der Art und Weise der Ermittlun-
gen erteilt und falls ja, wie lautete er? 

4.2.1.1. War der Ermittlungsauftrag mit der zuständi-
gen Generalstaatsanwaltschaft abgestimmt, 
obwohl dort die Rechtsauffassung vertreten 
worden ist, dass die von Dr. B. S. initiierte 
Abrechnungspraxis hinsichtlich von Labor-
leistungen der Klassen M III und M IV nicht 
den Tatbestand des Betrugs erfüllt? 

4.2.1.2. Ist der ursprüngliche Ermittlungsauftrag auf 
Grund einer Weisung der Generalstaatsan-

waltschaft oder des StMJ/StMJV später ein-
geschränkt worden und falls ja, wann und 
aus welchen Erwägungen? 

4.2.2. Gegen wie viele Ärzte in und außerhalb 
Bayerns insgesamt hat die „SOKO Labor“ 
Ermittlungen geführt und in wie vielen Fällen 
haben die jeweils zuständigen Staatsan-
waltschaften auf der Grundlage der Ermitt-
lungen der „SOKO Labor“ Anklagen wegen 
welcher Vorwürfe erhoben bzw. die Ermitt-
lungen eingestellt? 

4.2.3. Welche Ermittlungsmaßnahmen (Zeugen- 
und Beschuldigtenvernehmungen, Durchsu-
chungen, Beschlagnahmen etc.) hat die „SO-
KO Labor“ zur Aufklärung des Sachverhalts 
ergriffen, waren die Maßnahmen jeweils mit 
der sachleitenden Staatsanwaltschaft und 
der Spitze des BLKA abgestimmt und lagen, 
so weit gesetzlich erforderlich, richterliche 
Beschlüsse für einzelne Maßnahmen vor? 

4.2.4. Trifft es zu, dass es zwischen einzelnen 
Mitarbeitern der „SOKO Labor“ und den vor-
gesetzten Stellen im BLKA Meinungsver-
schiedenheiten im Hinblick auf den Umfang 
und die Art und Weise der Ermittlungen ge-
geben hat und falls ja, wie wurden sie beige-
legt? 

4.2.4.1. Sind das StMI und der Staatsminister des 
Innern über interne Probleme bei der „SO-
KO Labor“ informiert worden? 

4.2.5. Wie viele Durchsuchungen von Laboren, 
Arztpraxen und Privatwohnungen von Ärz-
ten in und außerhalb Bayerns hat die „SO-
KO Labor“ ausgeführt und welche Mengen 
an Abrechnungsunterlagen sind hierbei be-
schlagnahmt worden? 

4.2.6. Ist im Rahmen der Ermittlungen der „SOKO 
Labor“ Mitte November 2008 aufgrund eines 
richterlichen Durchsuchungsbeschlusses 
auch ein Labor in Bochum durchsucht wor-
den und trifft es zu, dass hierbei 600.000 
sog. Laborkarten sichergestellt worden sind? 

4.2.6.1. Trifft es zu, dass ein Ermittlungsbeamter die 
Laborkarten für „essenziell“ für eine Vielzahl 
von Ermittlungsverfahren hielt, dass aber die 
Sicherstellung der Laborkarten innerhalb der 
„SOKO Labor“ wegen des mit der Auswer-
tung verbundenen Aufwands zu Verärge-
rung geführt habe und dass die StA Augs-
burg etwa zwei Wochen nach der Durchsu-
chung im Gespräch mit SOKO-Mitarbeitern 
Bedenken wegen der Sicherstellung der 
Karten angemeldet habe? 

4.2.6.2. Existiert ein Besprechungsprotokoll der StA 
Augsburg, dass die Unterlagen aus Bochum 
wieder herausgegeben werden müssten, 
wenn die StA München I „kein Interesse an 
den Unterlagen bekundet bzw. sich nicht um 
einen richterlichen Beschluss bemüht“ und 
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falls ja, wann hat diese Besprechung statt-
gefunden, wer hat daran teilgenommen und 
wer hat das Protokoll verfasst? 

4.2.6.3. Hat die StA München I Interesse an den 
Unterlagen bekundet und einen richterlichen 
Beschluss zur Sicherstellung beantragt? 

4.2.6.4. Trifft es zu, dass die StA Augsburg kurz vor 
Weihnachten 2008 angeordnet hat, die La-
borkarten unverzüglich herauszugeben und 
dass die Laborkarten anschließend „unre-
konstruierbar vernichtet“ worden sind? 

4.2.7. Trifft es zu, dass die Generalstaatsanwalt-
schaft dem sachleitenden Staatsanwalt bei 
der StA München I im Jahr 2008 untersagt 
hat, mit Mitarbeitern der StA an einer Durch-
suchung teilzunehmen und falls ja, aus wel-
chen Gründen und hat der sachleitende 
Staatsanwalt hiergegen remonstriert und 
falls ja, mit welchem Ergebnis? 

4.2.8. Trifft es zu, dass ein Durchsuchungsvorha-
ben des sachleitenden Staatsanwalts im 
Jahr 2008 durch die Führung des BLKA ver-
hindert worden ist und falls ja, wie und aus 
welchen Gründen? 

4.2.9. Aus welchen Gründen sind die ursprünglich 
bei der StA München I anhängigen Ermitt-
lungsverfahren gegen 138 Beschuldigte, 
überwiegend gegen Ärzte, unter ihnen auch 
Dr. B. S., mit Verfügung vom 28. Novem-
ber 2008 und die Ermittlungsverfahren ge-
gen weitere elf Beschuldigte (neun Ärzte 
und zwei in den Praxen mit Abrechnungen 
betraute Ehefrauen) mit Verfügung vom 
21. Dezember 2008 an die Staatsanwalt-
schaft Augsburg abgegeben worden? 

4.2.9.1. War die Abgabe von der StA München I an 
die StA Augsburg rechtlich zwingend? 

4.3. Trifft es zu, dass dem damaligen Sachbear-
beiter bei der StA München I die Bearbei-
tung der weiteren Ermittlungsverfahren ent-
zogen worden ist und falls ja, von wem und 
aufgrund welcher Erwägungen? 

4.4. Trifft es zu, dass die StA Augsburg und der 
bei der StA München I sachleitende Staats-
anwalt hinsichtlich der Frage, ob die festge-
stellte Praxis der Abrechnung von Leistun-
gen der Kategorien M III und M IV den Tat-
bestand des Betrugs erfüllen, eine gegen-
sätzliche Rechtsansicht vertreten haben und 
falls ja, welche? 

4.4.1. Trifft es zu, dass die StA München I und die 
Generalstaatsanwaltschaft München am 
31. Januar 2008 entschieden haben, wegen 
der als ungeklärt eingeschätzten Rechtslage 
ein sog. Pilotverfahren gegen den Münche-
ner Arzt Dr. A. durchzuführen, um eine 
höchstrichterliche Entscheidung herbeizu-

führen und falls ja, war die StA Augsburg 
und wer war noch an dieser Entscheidung 
beteiligt? 

4.4.2. Wie konnte gewährleistet werden, dass in 
diesem Verfahren eine höchstrichterliche 
Entscheidung ergeht, falls das Landgericht 
München I der Argumentation der Anklage-
behörde folgt und der Angeklagte keine Re-
vision einlegt? 

4.4.2.1. Sollte in diesem Fall ein weiteres „Pilotver-
fahren“ durchgeführt werden oder hätte die 
Rechtsansicht des Landgerichts München I 
genügt, um auch in weiteren Verfahren An-
klage zu erheben? 

4.4.3. Hat die StA Augsburg der „SOKO Labor“ 
noch im Dezember 2008 versichert, dass 
der Ausgang des Pilotverfahrens abgewartet 
werde und dass dann, wenn das Landge-
richt München I einen Betrug erkenne, die 
anderen zahlreichen Ärzte aus dem Schott-
dorf-System an die Reihe kämen und dass 
die weitere Vorgehensweise ausschließlich 
vom Ausgang des Pilotverfahrens abhänge? 

4.5. Wegen welcher Sachverhalte wurde am 
2. Januar 2009 Anklage gegen Dr. A. erho-
ben und beruhte die Anklage auf Ermittlun-
gen der „SOKO Labor“? 

4.5.1. Wann ist die Anklage vom Landgericht Mün-
chen I zugelassen worden und hat die StA 
München I die Staatsanwaltschaft Augsburg 
und den Generalstaatsanwalt hierüber in 
Kenntnis gesetzt? 

4.6. Trifft es zu, dass sich die StA Augsburg und 
die Generalstaatsanwaltschaft darüber ver-
ständigt hatten, dass die in Nr. 4.2.9. be-
schriebenen Ermittlungsverfahren trotz und 
unabhängig von dem sog. Pilotverfahren 
wegen Nichterfüllung des Betrugstatbestands 
eingestellt werden und falls ja, wer war an 
dieser Verständigung beteiligt und welchen 
Sinn hatte es bei dieser Vorgehensweise, 
beim Landgericht München I ein Pilotverfah-
ren durchzuführen? 

4.7. Trifft es zu, dass die StA Augsburg am 
28. Januar 2009 die von der StA München I 
abgegebenen Ermittlungsverfahren aus 
Rechtsgründen gemäß § 170 Abs. 2 StPO 
eingestellt und die Rückgabe der beschlag-
nahmten Abrechnungsunterlagen angeord-
net hat und falls ja, erfolgte die Einstellung 
mit Wissen und/oder auf Weisung der vor-
gesetzten Generalstaatsanwaltschaft, um 
welche konkreten Tatvorwürfe ging es in 
den eingestellten Verfahren im Einzelnen 
und gab es darüber Meinungsverschieden-
heiten in den Ermittlungsbehörden? 

4.7.1. Hat sich die Sachbearbeiterin bei der StA 
Augsburg vor Erlass der Einstellungsverfü-
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gungen an den Behördenleiter und/oder die 
Generalstaatsanwaltschaft gewandt und 
falls ja, mit welchem Ansinnen? 

4.7.1.1. Haben der Leiter der StA Augsburg und/ 
oder der Generalstaatsanwalt angeregt oder 
angewiesen, die Ermittlungsverfahren einzu-
stellen? 

4.7.1.1.1. Trifft es zu, wie das Handelsblatt Nr. 085 am 
5. Mai 2014 berichtete, dass die Sachbear-
beiterin bei der StA Augsburg gegenüber ei-
nem BLKA-Beamten in einem Gespräch ge-
äußert hat: „Ich möchte später nicht zwi-
schen die Fronten geraten, deshalb habe ich 
mir schriftliche Notizen gemacht.“ und dass 
sie außerdem sauer sei, weil sie einen Ver-
fahrensteil, den sie nicht überschaue, „beer-
digen“ musste und dass der BLKA-Beamte 
einen Vermerk über dieses Gespräch ge-
macht hat? 

4.7.1.2. Hat die Sachbearbeiterin bei der StA Augs-
burg auch angeordnet, dass „sämtliche ge-
sicherten EDV-Daten betreffend die Be-
schuldigten Schottdorf bzw. von diesem be-
herrschte Firmen zu löschen sind.“? 

4.8. Sind die Betroffenen in den Einstellungsver-
fügungen vom 28. Januar 2009 darauf auf-
merksam gemacht worden, dass die Verfah-
ren abhängig vom Ergebnis des sog. Pilot-
verfahren wieder aufgenommen werden 
können und falls ja, weswegen und auf wel-
cher Rechtsgrundlage sind beschlagnahmte 
Unterlagen zurückgegeben worden? 

4.9. Hat das Landgericht München I in dem sog. 
Pilotverfahren die Argumentation der StA 
München I bezüglich der Strafbarkeit des 
Einkaufs und der Abrechnung sog. M III- 
und M IV-Leistungen geteilt? 

4.10. Aus welchen Gründen hat die StA Augsburg 
weder nach Zulassung der Anklage in dem 
als „Pilotverfahren“ bezeichneten Strafver-
fahren gegen Dr. A. noch nach Verkündung 
des Urteils des Landgerichts München I am 
27. August 2010 Maßnahmen ergriffen, um 
die drohende Verjährung anhängiger Ermitt-
lungsverfahren zu unterbrechen und welche 
verjährungsunterbrechenden Maßnahmen 
wären ohne Gefährdung weiterer Ermitt-
lungsbemühungen möglich gewesen? 

4.10.1. Trifft es zu, dass ein von der „SOKO Labor“ 
bereits vorbereitetes Anschreiben an alle 
verdächtigten Ärzte auf Anweisung der StA 
Augsburg nicht verschickt worden ist? 

4.11. Trifft es zu, dass sowohl die Verteidigung 
des Dr. A. als auch die Staatsanwaltschaft 
München I Revision gegen das Urteil des 
Landgerichts München I vom 27. Au-
gust 2010 erhoben hat und falls ja, was rüg-

te und beantragte die Staatsanwaltschaft 
München I in der Revision und wurde sei-
tens der Generalstaatsanwaltschaft Mün-
chen die Revision und mit welchem Ziel er-
gänzt und wurde die Revision wieder zu-
rückgenommen und falls ja, weshalb? 

4.12. Aus welchen Gründen hat die General-
staatsanwaltschaft die am 25. Januar 2012 
verkündete Revisionsentscheidung des BGH 
erst am 15. März 2012 und mit welchem An-
sinnen an die StA Augsburg übermittelt? 

4.12.1. Trifft es zu, dass die StA Augsburg bereits 
einen Tag später die mit Verfügungen vom 
28. Januar 2009 eingestellten Ermittlungs-
verfahren wieder aufgenommen hat und falls 
ja, auf Grundlage welcher Akten bzw. Daten 
wurde in welchen Fällen Anklage erhoben 
bzw. Antrag auf Erlass eines Strafbefehls 
gestellt oder wurden die Verfahren wegen 
zwischenzeitlich eingetretener Verjährung 
eingestellt? 

4.12.2. Trifft es weiter zu, dass für die Berechnung 
der Geldauflagen bzw. Geldstrafen in noch 
nicht verjährten Fällen belastbare Anhalts-
punkte fehlten, weil die ursprünglich be-
schlagnahmten Abrechnungsunterlagen zu-
rückgegeben worden sind? 

4.12.3. Trifft es weiter zu, dass in zahlreichen ande-
ren Fällen wegen zwischenzeitlich eingetre-
tener Verjährung keine Ermittlungen mehr 
eingeleitet worden sind? 

4.13. Trifft es zu, dass ein mit Verfügung vom 
16. März 2012 wieder aufgenommenes Er-
mittlungsverfahren gegen Dr. B. S. wegen 
des Verdachts der Beihilfe zum Abrech-
nungsbetrug im Hinblick auf eine neue An-
klage gegen ihn vom 30. Januar 2012 ge-
mäß § 154 Abs. 1 Nr. 1 StPO eingestellt 
worden ist und falls ja, war diese Entschei-
dung mit der vorgesetzten Stelle abge-
stimmt? 

4.14. Sind nach der Revisionsentscheidung des 
BGH vom 25. Januar 2012 weitere Ermitt-
lungsverfahren wegen des Verdachts des 
Abrechnungsbetrugs im Zusammenhang mit 
M III- und M IV-Laborleistungen gegen an-
dere als die in dem Komplex Schottdorf be-
troffenen Beschuldigte eingeleitet worden 
und falls ja, wie viele und mit welchen Er-
gebnissen? 

4.15. Welche Ergebnisse haben die Ermittlungen 
der „SOKO Labor“ hinsichtlich der Aufklä-
rung der Frage nach strafbarem Verhalten 
im Zusammenhang mit der Abrechnung sog. 
M III- und M IV-Laborleistungen erbracht 
und liegt hierüber ein Abschlussbericht der 
SOKO vor? 
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4.16. Trifft es zu, dass die „SOKO Labor“ zu Be-
ginn aus 17 Beamten bestanden hat und 
dass die Zahl der Mitarbeiter von Juni 2007 
bis Februar 2008, also noch vor der Einstel-
lung der Verfahren durch die StA Augsburg 
am 28. Januar 2009, sukzessive auf nur 
noch fünf Mitarbeiter reduziert worden ist 
und falls ja, wer hat den Abbau der Zahl der 
Mitarbeiter in der SOKO angeordnet und 
welche Gründe waren hierfür maßgeblich? 

4.16.1. Ist die „SOKO Labor“ aufgelöst worden und 
falls ja, aus welchen Gründen und welche 
Stelle war anschließend und ist jetzt für Er-
mittlungen wegen möglichen Betrugs bei der 
Abrechnung von Laborleistungen zuständig? 

4.16.2. Trifft es zu, dass der ursprüngliche Leiter 
der „SOKO Labor“ abgelöst und später auch 
abgeordnet worden ist und falls ja, aus wel-
chen Gründen? 

4.16.3. Trifft es zu, dass sich nach der Reduzierung 
der Zahl der Mitarbeiter der SOKO verblie-
bene Mitarbeiter über den übermäßigen Ar-
beitsanfall beschwert haben und falls ja, 
wurde den Beschwerden abgeholfen und 
falls nein, wieso nicht? 

4.16.4. Hatte die „SOKO Labor“ zum Zeitpunkt der 
Abgabe der Ermittlungsverfahren an die StA 
Augsburg ihre Ermittlungen in dem sog. 
„Schottdorf-Komplex“ abgeschlossen? 

4.16.5. Wurden bei der „SOKO Labor“ geführte Ver-
fahrensteile an ein anderes Sachgebiet im 
BLKA übertragen, wenn ja, warum, und wie 
wurde der Wissenstransfer sichergestellt? 

5. Ermittlungsverfahren gegen einen bei der 
StA Augsburg tätigen Staatsanwalt und 
gegen den Inhaber des Labors Schottdorf 

5.1. Seit wann war der mit Urteil des Landge-
richts München I vom 20. April 2007 wegen 
Betrugs, Vorteilsannahme, Geldwäsche, 
Verwahrungsbruchs und Verletzung von Pri-
vatgeheimnissen verurteilte Staatsanwalt 
Dr. H. bei der bayerischen Justiz in welchen 
Funktionen und bei welchen Staatsanwalt-
schaften und Gerichten tätig und welche 
Aufgaben erfüllte er bei der StA Augsburg 
bis zur Entlassung auf eigenen Antrag aus 
dem Justizdienst im März 2006? 

5.1.1. In wie vielen und welchen Ermittlungsverfah-
ren gegen Dr. B. S. und/oder in der Ge-
meinschaftspraxis Dr. S. u.a. GbR in A. tätig 
gewesene Laborärzte und/oder übrige Labor-
ärzte, die in außerhalb von A. gelegenen 
Laboren („Außenlabore“) nach Abschluss 
eines Vertrags mit einer von Dr. B. S. und 
G. S. geführten Gesellschaft Laborleistun-
gen erbracht haben, und/oder Ärzte war 
Dr. H. als Staatsanwalt tätig? 

5.1.2. Trifft es zu, dass Dr. H. im Oktober 2001 die 
Revision der StA Augsburg gegen das Urteil 
des Landgerichts Augsburg vom Oktober 
2000, mit dem Dr. B. S. vom Vorwurf des Be-
trugs freigesprochen wurde, zurückgenom-
men hat und in welcher Funktion tat er dies? 

5.1.2.1. Seit wann und von wem wurde seit 1986 ge-
gen Dr. B. S. wegen welchen Sachverhalts 
ermittelt, wann und wegen welchen Sach-
verhalts erhob die StA Augsburg Anklage 
gegen Dr. B. S. zum Landgericht Augsburg, 
wer war der sachbearbeitende Staatsanwalt 
und von wann datiert der Eröffnungsbe-
schluss des Landgerichts Augsburg? 

5.1.2.2. Gegen welche Auflagen und Sicherheitsleis-
tung wurde der von der StA Augsburg gegen 
Dr. B. S. beantragte und vom Gericht erlas-
sene Haftbefehl außer Vollzug gesetzt? 

5.1.2.3. Was war der Grund der Rücknahme der 
Revision durch die StA Augsburg? 

5.1.2.3.1. Lag der Rücknahme ein vom Generalbun-
desanwalt an die StA Augsburg übermittel-
tes Schreiben des Vorsitzenden des Ersten 
Strafsenats des BGH an den Generalbun-
desanwalt zugrunde, in welchem auf eine 
Entscheidung des Bayerischen Verfassungs-
gerichtshofs vom 4. Juli 2001 auf eine Popu-
larklage des Dr. B. S. hingewiesen wurde? 

5.1.2.3.2. Was ist Inhalt der Entscheidung des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofs vom 4. Ju-
li 2001? 

5.1.2.4. Wer war in die Entscheidung der Rücknah-
me der Revision bei der StA Augsburg und 
war die Generalstaatsanwaltschaft München 
in die Rücknahme eingebunden und wurde 
darüber dem StMJ und dem Staatsminister 
der Justiz berichtet? 

5.1.3. Trifft es zu, dass Dr. H. am 11. März 2004 
und 17. Mai 2005 zwei Ermittlungsverfahren 
gegen Dr. B. S. wegen des Verdachts der 
Bestechung im geschäftlichen Verkehr und 
wegen des Verdachts des Betrugs bei der 
Abrechnung von Speziallaborleistungen der 
Klassen M III und M IV jeweils gemäß § 170 
Abs. 2 StPO eingestellt hat? 

5.1.3.1. Trifft es zu, dass Dr. H. in dem einen Verfah-
ren frühzeitig Kontakt zum anwaltlichen Ver-
treter des Beschuldigten Dr. B. S. aufge-
nommen und in dem anderen Verfahren den 
Entwurf einer von ihm schon geplanten Ein-
stellungsverfügung als Lückentext dem Ver-
teidiger übersandt hat? 

5.1.3.2. Wer war bei der StA Augsburg unmittelbarer 
Dienstvorgesetzter von Staatsanwalt Dr. H. 
und wer war in die Entscheidung der Einstel-
lung der beiden Ermittlungsverfahren bei der 
StA Augsburg und ggf. bei der General-
staatsanwaltschaft München eingebunden? 
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5.2. Gab es außer der Anzeige eines Geldinsti-
tuts gegen Dr. H. wegen des Verdachts der 
Geldwäsche bereits früher Hinweise darauf, 
dass Dr. H. sich strafbar gemacht haben 
könnte? 

5.3. Wie ist die Zuständigkeit für Ermittlungen 
gegen Staatsanwälte geregelt und aus wel-
chen Gründen wurden der StA München I 
die Ermittlungen gegen Dr. H. übertragen? 

5.3.1. Ab wann hatte das StMJ Kenntnis von dem 
Vorwurf gegen Staatsanwalt Dr. H. und ist 
die Staatsministerin der Justiz Dr. Merk per-
sönlich darüber informiert worden und falls 
nein, weswegen nicht und falls ja, was hat 
sie ggf. unternommen? 

5.3.2. Wann erstattete das Geldinstitut die Geld-
wäscheverdachtsanzeige gegen Dr. H. und 
wurde am 15. März 2006 ein Ermittlungsver-
fahren wegen des Verdachts der Geldwä-
sche gegen Dr. H. und andere Beschuldigte 
eingeleitet und trifft es zu, dass Dr. H. zu 
diesem Zeitpunkt an einer Interpol-Tagung 
in Madrid teilgenommen hat und wie wurde 
sichergestellt, dass er keine Kenntnis von 
dem Vorgang erhielt und von der Tagung 
zurückgekehrt ist? 

5.3.3. Ist Dr. H. nach der Rückkehr aus Madrid an 
seinen Arbeitsplatz bei der StA Augsburg 
zurückgekehrt und falls ja, wie lange noch? 

5.3.4. Trifft es zu, dass das Amtsgericht München 
auf Antrag der StA München I einen Haftbe-
fehl gegen Dr. H. erlassen hat, der aufgrund 
eines Geständnisses außer Vollzug gesetzt 
worden ist und falls ja, welchen konkreten 
Vorwurf hat Dr. H. eingestanden und hat er 
das Geständnis vor oder nach der Durchsu-
chung seines Büros und seines Wohnhau-
ses abgelegt? 

5.3.5. Trifft es zu, dass im Rahmen der Durchsu-
chung des Büros und des Wohnhauses des 
Dr. H. wegen des Verdachts der Geldwä-
sche auch Unterlagen mit Hinweisen auf ein 
Darlehen über 160.000 DM gefunden wor-
den sind, das Dr. B. S. im Jahr 2000 an 
Dr. H. ausgereicht hat? 

5.3.5.1. Wie haben die Ermittlungsbehörden das bei 
der Durchsuchung aufgefundene Schreiben 
des Dr. H. vom 25. März 2000, in dem er 
dem Berliner Rechtsanwalt von Dr. B. S. zu-
sichert, er werde sich der „gewährten Unter-
stützung ... zu gegebener Zeit erinnern“, 
gewertet? 

5.3.5.2. Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, 
um zu klären, weswegen Dr. B. S. das Dar-
lehen ausgereicht hat? 

5.3.5.3. Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, 
wann das Darlehen von Dr. H. an Dr. B. S. 
zurückgezahlt wurde und trifft es zu, dass 
für die Rückzahlung der ausgereichten Dar-
lehenssumme in Höhe von 160.000 DM von 
Dr. H. an Dr. B. S. Überweisungsbelege in 
Höhe von 20.000 DM fehlen, weil diese 
Summe von Dr. H. bar an Dr. B. S. zurück-
gezahlt worden sei? 

5.4. Trifft es zu, dass Staatsanwalt Dr. H. im 
März 2006 „auf eigenen Wunsch“ aus der 
Justiz entlassen worden ist und falls ja, wie 
wurde die Entfernung aus dem Dienst be-
amtenrechtlich abgewickelt? 

5.4.1. Gab es zwischen Dr. H. und seinen Dienst-
vorgesetzten eine Absprache des Inhalts, 
dass er die Entlassung aus dem Dienst be-
antragen und eine Geldstrafe bezahlen solle 
und falls ja, wer war an dieser Absprache 
beteiligt? 

5.5. Trifft es zu, dass das Amtsgericht München 
im September 2006 einen Haftbefehl gegen 
Dr. H. erlassen hat, der nicht außer Vollzug 
gesetzt worden ist und falls ja, wegen wel-
cher Vorwürfe? 

5.6. Wegen welcher einzelnen Vorwürfe hat die 
StA München I gegen Dr. H. Anklage zum 
Landgericht München I erhoben? 

5.6.1. Trifft es zu, dass der Vorwurf der Bestech-
lichkeit nicht Teil der Anklage war, wenn ja, 
warum nicht, und wer alles war in diese Ent-
scheidung außer dem sachbearbeitenden 
Staatsanwalt eingebunden? 

5.6.2. Trifft es zu, dass weitere Ermittlungsverfah-
ren gegen Dr. H. wegen des Vorwurfs der 
(versuchten) Rechtsbeugung und der (ver-
suchten) Strafvereitelung im Amt wegen der 
nicht absehbaren, mutmaßlich mehrjährigen 
Dauer der hierzu erforderlichen Ermittlungen 
von den sonstigen Ermittlungsverfahren ab-
getrennt und gemäß § 154 Abs. 1 StPO ein-
gestellt worden sind und falls ja, trifft es wei-
ter zu, dass die Vorwürfe der (versuchten) 
Rechtsbeugung und der (versuchten) Straf-
vereitelung im Amt nicht weiter aufgeklärt 
worden sind? 

5.6.2.1. War diese Vorgehensweise des sachbear-
beitenden Staatsanwalts mit dem unmittel-
baren Dienstvorgesetzten, der General-
staatsanwaltschaft und dem StMJ abge-
stimmt? 

5.7. Aus welchen Gründen ist das Strafverfahren 
gegen den angeklagten Staatsanwalt durch 
eine verfahrensbeendende Absprache be-
endet worden und welchen Inhalt hatte die 
Absprache, wer war daran außer den unmit-
telbar Prozessbeteiligten ansonsten beteiligt 
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und erfolgte die Zustimmung der StA Mün-
chen I zu der Absprache in Abstimmung mit 
der Generalstaatsanwaltschaft und/oder dem 
StMJ? 

5.8. Wegen welcher Sachverhalte ist Dr. H. mit 
Urteil des Landgerichts München I vom 
20. April 2007 schuldig gesprochen und zu 
einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und 
drei Monaten verurteilt worden? 

5.9. Wann wurden die mit den Ermittlungen ge-
gen Dr. H. korrespondierenden Ermittlungen 
gegen Dr. B. S. von welcher Staatsanwalt-
schaft bzw. Polizeibehörde aufgenommen 
und wurde gegen Dr. B. S. neben dem Ver-
dacht der Vorteilsgewährung auch wegen 
des Verdachts der Bestechung ermittelt? 

5.10. Aus welchen Gründen bestand gegen 
Dr. B. S. „zwischenzeitlich der Verdacht der 
Bestechung“ und weshalb konnte dieser 
Vorwurf nicht aufrechterhalten werden? 

5.11. Lag für die am 19. September 2006 erfolgte 
Durchsuchung der Laborräume und der 
Wohnung des Dr. B. S. ein richterlicher Be-
schluss vor und falls ja, nach welchen Be-
weismitteln sollte bei der Durchsuchung ge-
sucht werden? 

5.12. Welche Daten und Akten sind bei der 
Durchsuchung vom 19. September 2006 be-
schlagnahmt und ausgewertet worden? 

5.13. Trifft es zu, dass bei dieser Durchsuchung 
auch zwei Überweisungsbelege über Partei-
spenden an die Christlich-Soziale Union in 
Bayern e.V. aufgefunden worden sind? 

5.14. Wegen welches konkreten Sachverhalts ist 
Dr. B. S. beim Amtsgericht Aichach ange-
klagt worden und wie lautete das Urteil vom 
Juli 2007, in dem Dr. B. S. zu einer Geld-
strafe von 90 Tagessätzen verurteilt worden 
ist? 

5.15. Wann wurde das Referat des Dr. H. einer 
Sondergeschäftsprüfung durch die General-
staatsanwaltschaft München unterzogen, 
worauf hat sie sich bezogen, wer hat die 
Prüfung vorgenommen und welche Ergeb-
nisse hat sie erbracht und trifft es zu, dass 
der Bericht über die Sondergeschäftsprü-
fung weder bei der Generalstaatsanwalt-
schaft noch im StMJ vorhanden ist? 

5.16. Haben sich im Rahmen der Ermittlungsver-
fahren gegen Dr. H. und bei der Sonderge-
schäftsprüfung Hinweise darauf ergeben, 
dass Dr. B. S. auch zu weiteren Mitarbeitern 
der StA Augsburg und zu Polizeibeamten 
persönliche Verbindungen pflegte? 

5.17. Welche weiteren Ermittlungsverfahren sind 
gegen den ehemaligen Staatsanwalt Dr. H. 
wegen welcher Sachverhalte eingeleitet 

worden und mit welchen Ergebnissen und 
gab es Hinweise darauf, dass Dr. H. kein 
Einzeltäter war bzw. gab es weitere Korrup-
tionshinweise oder anonyme Anzeigen und 
wie wurde damit – auch innerhalb der StA 
Augsburg – umgegangen? 

5.18. Zu welchen Ergebnissen führten die von der 
StA München I betriebenen Wiederaufnah-
men der von Dr. H. am 11. März 2004 und 
17. Mai 2005 eingestellten Ermittlungsver-
fahren gegen Dr. B. S.? 

5.19. Ergaben sich bei dem gegen Dr. H. ab dem 
15. März 2006 geführten Ermittlungsverfah-
ren Verdachtsmomente gegen Dr. B. S. und 
weitere Ärzte wegen Abrechnungen im Zu-
sammenhang mit Laborleistungen, die in 
keinem Zusammenhang mit den Vorwürfen 
der Vorteilsgewährung standen? 

 

6. Beschwerden der Beamten des BLKA S. 
und M. 

6.1. Trifft es zu, dass die Beamten des BLKA S. 
und M. wegen der Einstellung der von der 
StA München I an die StA Augsburg abge-
gebenen Ermittlungsverfahren Vorwürfe ge-
gen die StA Augsburg erhoben haben und 
falls ja, wie lauteten die Vorwürfe konkret, 
an wen wurden sie gerichtet und wie wurde 
von der Spitze des BLKA und der StA Augs-
burg damit umgegangen? 

6.2. Gab es seitens der Generalstaatsanwalt-
schaft München eine Weisung dahingehend, 
dass die Vorwürfe von der StA München II 
überprüft werden und falls ja, wer hat die 
Überprüfung durchgeführt und welches Er-
gebnis hat sie erbracht? 

6.3. Haben die BLKA-Beamten ihre in Nr. 6.1. 
genannten Vorwürfe auch nach der Über-
prüfung durch die StA München II aufrecht-
erhalten und was wurde daraufhin von wem 
unternommen? 

6.4. Haben Vorgesetzte der beiden Beamten 
ihnen gegenüber und/oder gegenüber Dritten 
bedeutet, dass ihr Beschwerdevorbringen 
„unerwünscht“ sei und dazu führen könne, 
dass die persönliche Laufbahnentwicklung 
ins Stocken gerät und welche Äußerungen 
von Vorgesetzten und Kollegen im BLKA ge-
genüber den beiden Beamten gab es? 

6.5. Sind das StMJV und das StMI über die Be-
schwerden der BLKA-Beamten unterrichtet 
worden und falls ja, wie haben sie gegebe-
nenfalls reagiert? 

6.6. Haben die BLKA-Beamten nach dem Jahr 
2009 weitere Beschwerden und/oder Petiti-
onen verfasst, an wen waren sie adressiert 
und wie ist gegebenenfalls darauf reagiert 
worden? 
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6.7. Trifft es zu, dass mit an den Staatsminister 
der Justiz adressiertem Schreiben vom 
23. Dezember 2013 sich namens und im 
Auftrag des BLKA-Beamten M. Rechtsan-
wälte an den Staatsminister der Justiz ge-
wandt haben und dass das Schreiben eine 
Aufsichtsbeschwerde und eine Strafanzeige 
gegen den Abteilungsleiter Strafrecht im 
StMJ, den Generalstaatsanwalt München 
und den Behördenleiter der StA München I 
enthielt und hat der Staatsminister der Justiz 
von dem Inhalt des Schreibens Kenntnis 
genommen und falls ja, was hat er daraufhin 
veranlasst, bzw. wenn der Staatsminister 
der Justiz von dem Schreiben keine Kennt-
nis genommen hat, warum hat er davon kei-
ne Kenntnis genommen, wie wurde im StMJ 
mit dem Schreiben umgegangen und was 
wurde weiter veranlasst? 

6.8. Trifft es zu, dass der frühere Leiter der „SO-
KO Labor“ S. sich im Juli 2009 schriftlich an 
den Präsidenten des BLKA wandte und 
Vorwürfe gegen Dienstvorgesetzte und Kol-
legen erhob, die die Ermittlungen der „SO-
KO Labor“ behindert hätten und die Ergeb-
nisse der „SOKO Labor“ von der Staatsan-
waltschaft trotz unzweifelhaft feststehender 
strafbarer Sachverhalte nicht aufgegriffen 
worden seien? 

6.8.1. Falls ja, welchen konkreten Inhalt hatte die 
Beschwerde und was haben die im BLKA 
zuständigen Stellen und die Generalstaats-
anwaltschaft München veranlasst und was 
ergab die Prüfung der Vorwürfe durch die 
Staatsanwaltschaft München II? 

6.9. Hat Ministerpräsident Seehofer das an ihn 
gerichtete Schreiben des Berliner Rechts-
anwalts Dr. G. des BLKA-Beamten M. vom 
Juli 2010 zur Kenntnis genommen und falls 
ja, was hat er daraufhin veranlasst? 

6.9.1. Welchen Inhalt hatte das zwischen dem 
StMJV und dem StMI abgestimmte Schrei-
ben vom 13. Oktober 2010 bzw. wie nahm 
das StMJV zu den Vorwürfen des Rechts-
anwalts Dr. G. des BLKA-Beamten M. ge-
genüber Rechtsanwalt Dr. G. Stellung? 

6.9.2. War die Stellungnahme vom 13. Okto-
ber 2010 auch mit der Staatskanzlei abge-
stimmt und hat Ministerpräsident Seehofer 
hiervon Kenntnis genommen? 

6.10. Was war der Inhalt des Schreibens vom 
21. Januar 2011 des Rechtsanwalts Dr. G. 
des BLKA-Beamten M. an das StMJV, was 
wurde Dr. G. mit Schreiben vom 23. Febru-
ar 2011 mitgeteilt und waren die Staatskanz-
lei und/oder der Ministerpräsident in die Be-
antwortung dieses Schreibens eingebun-
den? 

7. Ermittlungs- und Disziplinarverfahren 
gegen Mitarbeiter der „SOKO Labor“ 

7.1. Gegen welche Mitarbeiter der „SOKO Labor“ 
des BLKA sind aus welchen Gründen Ermitt-
lungsverfahren und/oder Disziplinarmaßnah-
men eingeleitet worden und mit welchen Er-
gebnissen sind diese Verfahren wann abge-
schlossen worden? 

7.2. Trifft es zu, dass gegen den damaligen Lei-
ter der „SOKO Labor“ S. aufgrund eines an 
den Präsidenten des BLKA gerichteten 
Schreibens eines anwaltlichen Vertreters 
des Laborinhabers Dr. B. S. vom 13. Janu-
ar 2010 mit Verfügung vom 1. Februar 2010 
ein Ermittlungsverfahren wegen falscher un-
eidlicher Aussage in dem Pilotverfahren vor 
dem Landgericht München I gegen Dr. A. 
eingeleitet worden ist, weil er am 11. Janu-
ar 2010 als Zeuge u.a. ausgesagt haben 
soll: „Wie hier in die Ermittlungen eingegrif-
fen wurde, habe ich noch nicht erlebt.“ und 
falls ja, von welcher Staatsanwaltschaft, auf 
wessen Veranlassung und aufgrund welcher 
tatsächlichen Anhaltspunkte? 

7.2.1. Trifft es zu, dass während der Zeugenaus-
sage des damaligen Leiters der „SOKO La-
bor“ S. ein Staatsanwalt der Staatsanwalt-
schaft München II anwesend war, dessen 
Aufgabe es war, die von dem Beamten be-
reits früher erhobenen Vorwürfe zu überprü-
fen und hat dieser Staatsanwalt einen Ver-
merk über den Inhalt der Aussage des Be-
amten angefertigt, dem durch die beteiligten 
Richterinnen und den Sitzungsstaatsanwalt 
später widersprochen wurde? 

7.2.2. Sind auch wegen weiterer Vorwürfe gegen 
den damaligen Leiter der „SOKO Labor“ S. 
Ermittlungen eingeleitet worden und falls ja, 
wegen welcher Vorwürfe und aufgrund wel-
cher konkreten Anhaltspunkte? 

7.2.3. Welche Polizeidienststelle hat die Ermittlun-
gen gegen den damaligen Leiter der „SOKO 
Labor“ S. aufgenommen und welche offenen 
und gegebenenfalls verdeckten Ermittlungs-
maßnahmen sind ergriffen worden? 

7.2.4. Trifft es zu, dass im Laufe der Ermittlungen 
die persönlichen Homelaufwerk-Daten und 
E-Mail-Accounts des betroffenen BLKA-Be-
amten S. von der Polizei ausgelesen und 
ausgewertet und an die StA München I wei-
tergeleitet worden sind und falls ja, auf wel-
cher Rechtsgrundlage, gab es hierfür einen 
Auftrag der Staatsanwaltschaft München I 
oder eine richterliche Erlaubnis und falls 
nein, weshalb wurde darauf verzichtet? 
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7.2.5. Wie lange haben die Ermittlungen gegen 
den ehemaligen Leiter der „SOKO Labor“ S. 
gedauert und mit welchem Ergebnis sind sie 
abgeschlossen worden? 

7.3. Trifft es zu, dass gegen einen anderen Er-
mittlungsbeamten der „SOKO Labor“ M. am 
26. März 2010 aufgrund einer Strafanzeige 
eines Verteidigers von Dr. B. S. vom 
5. März 2010 ein Ermittlungsverfahren we-
gen des Vorwurfs der Verfolgung Unschul-
diger eingeleitet worden ist und falls ja, 
wann, von welcher Staatsanwaltschaft und 
aufgrund welcher konkreten Anhaltspunkte? 

7.3.1. Welche Polizeidienststelle hat die Ermittlun-
gen gegen den Ermittlungsbeamten M. auf-
genommen und welche offenen und gege-
benenfalls verdeckten Ermittlungsmaßnah-
men sind ergriffen worden? 

7.3.2. Trifft es zu, dass auch in diesem Ermitt-
lungsverfahren die persönlichen Homelauf-
werk-Daten und E-Mail-Accounts des be-
troffenen Beamten ausgelesen und ausge-
wertet und an die StA München I weiterge-
leitet worden sind und falls ja, auf welcher 
Rechtsgrundlage, gab es hierfür einen Auf-
trag der StA München I oder eine richterli-
che Erlaubnis und falls nein, weshalb wurde 
darauf verzichtet? 

7.3.3. Aus welchen Gründen hat es bis zum 
29. März 2012 gedauert, bis das Ermitt-
lungsverfahren gegen den Beamten M. ge-
mäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt worden 
ist? 

7.4. Trifft es zu, dass mit Verfügung vom 
21. Oktober 2010 aufgrund einer Strafanzei-
ge des anwaltlichen Vertreters des Buchhal-
ters von Dr. B. S. vom 28. September 2010 
ein Ermittlungsverfahren gegen den Ermitt-
lungsbeamten M. der „SOKO Labor“ wegen 
des Vorwurfs des Verleitens zum Verrat von 
Geschäftsgeheimnissen gem. §§ 17, 19 UWG 
eingeleitet worden ist und falls ja, von wel-
cher Staatsanwaltschaft und aufgrund wel-
cher konkreten Anhaltspunkte? 

7.4.1. Welche Polizeidienststelle hat die Ermittlun-
gen gegen diesen Ermittlungsbeamten auf-
genommen und welche offenen und gege-
benenfalls verdeckten Ermittlungsmaßnah-
men sind ergriffen worden? 

7.4.2. Aus welchen Gründen hat es bis zum Früh-
jahr 2012 gedauert, bis das Verfahren ge-
mäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt worden 
ist? 

7.5. Trifft es zu, dass die für die Ermittlungen 
gegen die genannten BLKA-Beamten S. und 
M. zuständigen Sachbearbeiter der Staats-
anwaltschaft München I im Laufe der Ermitt-

lungen abgelöst und ersetzt worden sind 
und falls ja, aus welchen Gründen? 

7.6. Sind die vorgesetzten Dienststellen, insbe-
sondere das StMI und der Staatsminister 
des Innern über die Ermittlungsverfahren 
gegen BLKA-Beamte S. und M. der „SOKO 
Labor“ informiert worden und falls ja, wann 
und von wem? 

7.7. Sind gegen die BLKA-Beamten S. und M. 
und gegebenenfalls weitere Ermittlungsbe-
amte der „SOKO Labor“ Disziplinarverfahren 
eröffnet worden und falls ja, wegen welcher 
vermuteten Dienstvergehen und sind die 
Disziplinarverfahren abgeschlossen und falls 
ja, mit welchen Ergebnissen? 

7.8. Hatten die BLKA-Beamten S. und M., gegen 
die aufgrund der o.g. Vorwürfe ermittelt und 
gegen die Disziplinarverfahren eröffnet wor-
den sind, hierdurch Nachteile in ihrem beruf-
lichen Fortkommen und finanzielle Einbußen 
und falls ja, wie werden sie gegebenenfalls 
ausgeglichen? 

7.9. Aus welchen Gründen hat der Freistaat Bay-
ern diesbezügliche Schadensersatzansprü-
che des BLKA-Beamten M. zurückgewiesen 
und mit welchen Argumenten hat sie Abwei-
sung der zwischenzeitlich beim Landgericht 
München I eingereichten Amtshaftungsklage 
beantragt? 

 

8. Weitere Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. 

8.1. Welche weiteren Ermittlungsverfahren sind 
gegen Dr. B. S. und/oder Mitarbeiter des 
Labors S. im Zusammenhang mit der Ab-
rechnung von Laborleistungen seit 1986 
wegen welcher Vorwürfe eingeleitet und mit 
welchen Ergebnissen abgeschlossen wor-
den? 

8.1.1. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen in-
nerhalb der bayerischen Polizei, Justiz und 
Staatsregierung wann, mit wem, wie erör-
tert? 

8.1.2. Gab es in diesem Zusammenhang auch Be-
strebungen einer Verständigung mit Dr. B. S.? 

8.2. Wegen welcher Sachverhalte hat die StA 
Augsburg am 30. Januar 2012 Anklage ge-
gen Dr. B. S. u.a. erhoben, beruhen diese 
auf der Ermittlungstätigkeit der „SOKO La-
bor“ und trifft es zu, dass sich nach Ansicht 
der Staatsanwaltschaft die Gesamtsumme 
der gebührenrechtlich unberechtigten Ab-
rechnungen auf etwa 78 Mio. Euro belaufen 
soll? 

8.3. Wie erklärt sich die lange Ermittlungsdauer 
von 2008 bis zur Anklageerhebung am 
30. Januar 2012 und aus welchen Gründen 
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hat es mehr als zwei Jahre gedauert bis die 
Anklage am 21. März 2014 durch das Land-
gericht Augsburg zugelassen wurde? 

8.3.1. Wie ging der sachleitende Staatsanwalt N. 
nach der Übernahme des Verfahrens durch 
die StA Augsburg Anfang 2008 vor und wur-
de dieses Vorgehen im Laufe der Ermittlun-
gen verändert und wenn ja aus welchen Er-
wägungen und auf wessen Veranlassung? 

8.4. Ist die Anklage unverändert zur Hauptver-
handlung zugelassen worden? 

8.5. Aus welchen Gründen kann die Hauptver-
handlung erst im Jahr 2015 beginnen? 

8.6. Wie hoch ist das potenzielle Rückforde-
rungsvolumen der Kassenärztlichen Verei-
nigung Bayerns und wie ist der Stand der 
Plausibilitätsprüfung nach § 106a SGB V? 

 

9. Ermittlungsverfahren gegen den Journa-
listen D. 

9.1. Wegen welcher Vorwürfe sind auf wessen 
Veranlassung hin Ermittlungsverfahren ge-
gen den Journalisten D. eingeleitet worden? 

9.1.1. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen in-
nerhalb der bayerischen Polizei, Justiz und 
Staatsregierung wann, mit wem, wie erör-
tert? 

9.2. Trifft es zu, dass gegen den Journalisten D. 
wegen des Verdachts der Verletzung der 
Vertraulichkeit des Wortes ermittelt worden 
ist und falls ja, aufgrund welcher konkreten 
Anhaltspunkte? 

9.2.1. Welche Staatsanwaltschaft und welche Poli-
zeidienststelle waren für die Ermittlungen 
zuständig und welche offenen und gegebe-
nenfalls verdeckten Ermittlungsmaßnahmen 
sind ergriffen worden? 

9.3. Trifft es zu, dass gegen den Journalisten 
auch wegen des Verdachts der Anstiftung 
oder Beihilfe zum Verrat von Dienstgeheim-
nissen durch unbekannte Beamte ermittelt 
worden ist und falls ja, aufgrund welcher 
konkreten Anhaltspunkte? 

9.3.1. Trifft es weiter zu, dass im Rahmen der Er-
mittlungen gegen Unbekannt wegen des 
Verdachts des Verrats von Dienstgeheim-
nissen das BLKA auf Aufforderung durch 
das Polizeipräsidium Mittelfranken ohne 
richterlichen Beschluss unter anderem elekt-
ronische Kopien der Laufwerke der Dienst-
rechner der betreffenden Beamten an das 
Polizeipräsidium Mittelfranken übermittelt 
hat und dass die Homelaufwerke und E-
Mail-Postfächer gesichert und ausgewertet 
worden sind und falls ja, war dies vor oder 

nach dem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 31. März 2011? 

9.3.2. Befand sich in den E-Mail-Postfächern der 
BLKA-Beamten auch der E-Mail-Verkehr 
zwischen dem sachleitenden Staatsanwalt 
H. und den BLKA-Beamten und falls ja, trifft 
es zu, dass dieser Schriftverkehr ausgele-
sen und zur Akte in dem Ermittlungsverfah-
ren gegen Unbekannt gegeben worden ist? 

9.3.3. Dauern die Ermittlungen gegen Unbekannt 
wegen des Verdachts des Verrats von 
Dienstgeheimnissen noch an oder sind sie 
eingestellt worden und falls sie eingestellt 
worden sind, wann und aus welchen Grün-
den? 

9.3.4. Trifft es zu, dass die StA München I erst auf 
Antrag der beiden betroffenen Beamten die 
Löschung der gespeicherten Kopien der 
Laufwerke der Dienstrechner angeordnet 
hat und nicht von Amts wegen? 

9.4. Wann wurde der beschuldigte Journalist 
wegen welches konkreten Sachverhalts ver-
nommen? 

9.5. Wann wurden welche Zeugen zu welchem 
Sachverhalt vernommen? 

9.6. Trifft es zu, dass einer der BLKA-Beamten 
S., dessen Dienst-PC durchsucht worden 
ist, Strafanzeige wegen des Verdachts der 
Verletzung von Privatgeheimnissen erstattet 
hat, weil der Journalist bei einer Einsicht in 
die Ermittlungsakten Kenntnis von Compu-
terdaten erlangt haben soll und falls ja, mit 
welchem Ergebnis, und weshalb wurde ihm 
Einsicht in die Akten eines Verfahrens ge-
gen Unbekannt wegen des Verdachts des 
Verrats von Dienstgeheimnissen gewährt, 
wenn diesbezüglich nicht gegen ihn wegen 
Beihilfe ermittelt worden ist? 

 

10. Spendenvorgänge 

10.1. Was hat die Staatsanwaltschaft Augsburg 
nach Eingang von Hinweisen in Schreiben 
von Ärzten vom 25. Oktober und 23. No-
vember 1999, dass Dr. B. S. 5 Mio. DM bzw. 
größere Geldbeträge an die Christlich-Sozi-
ale Union in Bayern e.V. gespendet habe, 
unternommen, um aufzuklären, ob es ent-
sprechende Zahlungen gegeben hat? 

10.1.1. Sind Vorermittlungen wegen eines mögli-
chen Verstoßes gegen das Parteiengesetz 
eingeleitet und z.B. die öffentlich zugängli-
chen Rechenschaftsberichte der Christlich-
Soziale Union in Bayern e.V eingesehen 
und ist Dr. B. S. zumindest informell befragt 
worden, ob die Behauptungen zutreffen? 
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10.1.2. Aus welchen Gründen sind die General-
staatsanwaltschaft München und das StMJ 
über diese Vorgänge von wem mündlich un-
terrichtet worden und weswegen wurde ein 
schriftlicher Bericht nicht als erforderlich an-
gesehen und auch nicht erstattet und wer 
hat diese Entscheidung aus welchen Erwä-
gungen getroffen? 

10.2. Welche Unterlagen zu Parteispenden wur-
den wann, von wem, zu welchem Zeitpunkt 
gefunden? 

10.2.1. Trifft es zu, dass bei der Durchsuchung am 
19. September 2006 der Räume der Labor-
gruppe Schottdorf in dem Ermittlungsverfah-
ren der Staatsanwaltschaft München I ge-
gen Dr. B. S. wegen des Verdachts der Vor-
teilsgewährung zwei Belege über Überwei-
sungen von jeweils 10.000 Euro an die 
Christlich-So¬ziale Union in Bayern e.V. und 
jeweils ein Schreiben von Dr. B. S. an den 
damaligen Bundestagsabgeordneten Dr. 
Ruck und ein Schreiben vom 30. Juni 2005 
an den damaligen Ministerpräsidenten Dr. 
Stoiber aufgefunden worden sind und dass 
Dr. B. S. in dem Schreiben an Dr. Stoiber 
ausgeführt hat: „Als langjähriges Mitglied der 
CSU erwarte ich, dass jetzt endlich eine Än-
derung in Deutschland erreicht werden 
kann.“ und dass deshalb in dem Ermitt-
lungsbericht des BLKA vom 3. Juli 2007 der 
Verdacht eines Verstoßes gegen das Par-
teiengesetz geäußert wurde? 

10.2.2. Falls nein, ab wann lagen den Ermittlungs-
behörden die o.g. Unterlagen vor? 

10.3. Welche Maßnahmen hat die StA München I 
ergriffen, bevor sie wegen Fehlens eines 
Anfangsverdachts gemäß § 152 Abs. 2 
StPO von der Einleitung eines Ermittlungs-
verfahrens abgesehen hat? 

10.3.1. Aufgrund welcher Überlegungen bzw. Ab-
wägungsprozesse wurde ein Anfangsver-
dacht wegen Verstoßes gegen das Partei-
engesetz verneint? 

 

11. Politische Einflussnahmen? 

11.1. Waren Mitglieder der Staatsregierung wäh-
rend ihrer jeweiligen Amtszeit in welcher 
Weise (Entgegennahme von Berichtssa-
chen, als Adressat von Schreiben und Peti-
tionen etc.) mit Vorgängen im Zusammen-
hang mit dem Labor S. seit 1986 befasst 
und wie haben sie ggf. darauf reagiert? 

11.2. Haben sich Mitglieder der Staatsregierung 
während ihrer jeweiligen Amtszeit dafür ein-
gesetzt, dass Dr. B. S. gegen Widerstände 
von Konkurrenten ein führendes Labor in 
Europa aufbauen konnte und ggf. wie? 

11.3. Welche ehemaligen Mitglieder der Staatsre-
gierung sind als Rechtsanwalt, unter ande-
rem auch bei der bayerischen Justiz, Polizei 
und Staatsregierung mit welchem Anliegen 
bzw. als Verteidiger von Dr. B. S. aufgetre-
ten? 

11.3.1. Waren davon welche in ihrer Amtszeit mit 
Vorgängen bezüglich des Schottdorf-Kom-
plexes befasst? 

11.4. Welche Aktivitäten früherer oder amtieren-
der Kabinettsmitglieder gab es seit 1986 im 
Zusammenhang mit den Vorgängen in Be-
zug auf das Labor Schottdorf bzw. welche 
Kontakte mit Dr. B. S.? 

11.4.1. Sind in den beim Labor S. beschlagnahmten 
Materialien auch Hinweise darauf gefunden 
worden, die auf ein Abendessen zwischen 
Dr. B. S. und dem ehemaligen Ministerprä-
sidenten Dr. Stoiber schließen ließen? 

11.5. Hat der ehemalige Ministerpräsident Dr. Stoi-
ber von einem an ihn gerichteten Begleit-
schreiben von Dr. B. S. vom 30. Juni 2005 
zu einer Parteispende an die Christlich-So-
ziale Union in Bayern e.V, in dem es heißt: 
„Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, als 
langjähriges Mitglieder der CSU erwarte ich, 
dass jetzt endlich eine Änderung in Deutsch-
land erreicht werden kann. Anbei übersende 
ich Ihnen einen Spendenscheck für die CSU 
in der Hoffnung, dass er mithilft den ange-
strebten Erfolg zu erreichen.“ persönlich 
Kenntnis genommen?  

11.5.1. Falls ja, hat er hierauf etwas veranlasst? 

11.5.2. Falls nein, wer hat Kenntnis genommen und 
ggf. etwas veranlasst? 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

1. Antrag der Abgeordneten Mar-
kus Rinderspacher, Franz Schindler, 
Horst Arnold u.a. und Fraktion (SPD), 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Dr. Sepp Dürr u.a. und Frakti-
on (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/2371 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhal-
tens bayerischer Polizei- und Justizbehörden 
einschließlich der zuständigen Staatsministe-
rien, der Staatskanzlei und der politischen 
Entscheidungsträger 
im Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf 
und der beim Bayerischen Landeskriminalamt 
eingerichteten Sonderkommission "Labor" 
und weiterer Vorkommnisse im Zusammen-
hang mit Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. 
und andere Beschuldigte 
und auf entsprechende Anzeigen des Dr. B. S. 
und anderer Personen 
sowie bei der Rechtsaufsicht über die Beach-
tung der Vorschriften der Gebührenordnung 
für Ärzte 
und bei der gegebenenfalls notwendigen Kor-
rektur der Rahmenbedingungen im selbstver-
walteten Gesundheitssystem bei der Abrech-
nung von Laborleistungen durch bayerische 
Ärzte 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten 
Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, Alexand-
er König u.a. und Fraktion (CSU), 
Markus Rinderspacher, Franz Schindler, 
Horst Arnold u.a. und Fraktion (SPD), 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 

Dr. Sepp Dürr u.a. und Frakti-
on (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/2463 

zum Antrag der Abgeordneten Rinderspacher, 
Schindler, Arnold u.a. und Fraktion SPD, Ai-
wanger, Streibl, Prof. Dr. Bauer u.a. und Frak-
tion FREIE WÄHLER, Bause, Hartmann, Dr. 
Dürr u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN vom 27. Juni 2014 auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses (Drs. 17/2371)  
 
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhal-
tens bayerischer Polizei- und Justizbehörden 
einschließlich der zuständigen Staatsministe-
rien, der Staatskanzlei und der politischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträger 
im Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf 
und der beim Bayerischen Landeskriminalamt 
eingerichteten Sonderkommission "Labor" 
und weiterer Vorkommnisse im Zusammen-
hang mit Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. 
und andere Beschuldigte 
und auf entsprechende Anzeigen des Dr. B. S. 
und anderer Personen 
sowie bei der Rechtsaufsicht über die Beach-
tung der Vorschriften der Gebührenordnung 
für Ärzte 
und bei der gegebenenfalls notwendigen Kor-
rektur der Rahmenbedingungen im selbstver-
walteten Gesundheitssystem bei der Abrech-
nung von Laborleistungen durch bayerische 
Ärzte 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

 

„Der Landtag setzt gemäß Art. 25 der Verfassung des 
Freistaates Bayern einen Untersuchungsausschuss 
ein. 

Dem Ausschuss gehören neun Mitglieder (CSU: fünf 
Mitglieder, SPD: zwei Mitglieder, FREIE WÄHLER: ein 
Mitglied, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ein Mitglied) an. 

Der Untersuchungsausschuss hat die Aufgabe, zu un-
tersuchen, ob die in der Öffentlichkeit verbreiteten Vor-
würfe zutreffen, 
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der Laborarzt Dr. B. S. sei von der bayerischen Justiz 
trotz des Verdachts,  

im Zusammenwirken mit einer Vielzahl von Ärzten ge-
gen Vorschriften über die Abrechnung von Laborleis-
tungen verstoßen zu haben,  

lediglich zum Schein Laborärzte in seine Gemein-
schaftspraxis aufgenommen zu haben, um hierdurch 
in größerem Umfang Laborleistungen abrechnen zu 
können, als dies bei Beachtung der entsprechenden 
Abrechnungsvorschriften möglich gewesen wäre, und 
bei der Abrechnung von in auswärtigen Laboren er-
brachten Leistungen den Anschein erweckt haben 
soll, dass diese durch selbständige Ärzte in freier 
Praxis erbracht wurden, die jedoch tatsächlich von 
einer Gesellschaft abhängig sein sollen, deren einer 
Geschäftsführer Dr. B. S. sein soll,  

einem bei der Staatsanwaltschaft Augsburg tätigen 
Staatsanwalt in strafbarer Weise einen Vorteil ver-
macht und versucht zu haben, ihn zu bestechen,  

von der bayerischen Justiz aus sachfremden Motiven 
und aufgrund behaupteter politischer Einflussnahme 
geschont worden, und insbesondere, 

ob die Staatsanwaltschaft Augsburg trotz eines von 
der Staatsanwaltschaft München I durchgeführten 
sog. „Pilotverfahrens“ schon vor der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 25. Januar 2012 Ermittlungs-
verfahren gegen mehr als einhundert Ärzte eingestellt 
und in einer Vielzahl weiterer Verdachtsfälle keine 
Maßnahmen zur Unterbrechung der Verfolgungsver-
jährung eingeleitet habe, 

ob die Vorgehensweise der Staatsanwaltschaft Augs-
burg auf sachfremden Motiven und politischer Ein-
flussnahme beruht habe,  

und dadurch einer Vielzahl von privatversicherten 
Patienten und ihren jeweiligen privaten Krankenversi-
cherungen ein Schaden in Höhe von ca. 500 Mio. 
Euro entstanden sei, 

ob die im November 2006 beim Bayerischen Landes-
kriminalamt eingerichtete Sonderkommission „Labor“ 
trotz des Vorliegens erheblicher Indizien dafür, dass 
bundesweit bis zu 10.000 Ärzte an einem von dem 
Laborarzt Dr. B. S. initiierten betrügerischen Abrech-
nungssystem über Laborleistungen beteiligt gewesen 
sein könnten,  

von den vorgesetzten Stellen im Bayerischen Lan-
deskriminalamt und bei der Staatsanwaltschaft in ihrer 
Ermittlungsarbeit behindert worden sei,  

die Zahl der Mitarbeiter der Sonderkommission „La-
bor“ aus sachfremden Motiven und aufgrund politi-
scher Einflussnahme zur Unzeit verringert worden sei,  

es innerhalb der Sonderkommission „Labor“ eine 
Gruppe gegeben haben soll, die die Ermittlungen 
nicht vorangetrieben, sondern behindert habe,  

gegen Mitarbeiter der Sonderkommission „Labor“ aus 
sachfremden Motiven und aufgrund politischer Ein-
flussnahme ohne zureichende tatsächliche Anhalts-

punkte unangemessen lange Ermittlungs- und Diszip-
linarverfahren eingeleitet worden seien,  

diese Mitarbeiter wegen ihres Protests gegen die Ver-
kleinerung der Sonderkommission „Labor“ und Behin-
derungen der Ermittlungen sowie wegen jahrelang 
anhängiger Ermittlungsverfahren trotz Vorliegens aller 
Voraussetzungen nicht befördert worden seien, 

ob der Inhaber des Labors Schottdorf MVZ GmbH be-
reits im Jahr 1999 eine Spende an die CSU in Höhe 
von 5 Mio. DM und später über einen Bundestagsab-
geordneten der CSU und den damaligen Ministerprä-
sidenten Dr. Stoiber weitere Spenden in Höhe von 
20.000 Euro geleistet habe, um politische Entschei-
dungen in der Gesundheitspolitik und den Umgang 
der Justiz mit Dr. B. S. zu beeinflussen, 

ob gegen einen Journalisten, der über Vorkommnisse 
im Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf berich-
tet hat, ohne zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
Ermittlungsverfahren eingeleitet und über zwei Jahre 
hinweg ermittelt worden sei, 

ob die Staatsregierung ihrer Aufsichtspflicht im Hin-
blick auf die Beachtung der Vorschriften der Gebüh-
renordnung für Ärzte nicht nachgekommen sei, 

ob die Staatsregierung, die zuständigen Staatsminis-
terien und nachgeordnete Behörden die Rechtsauf-
sicht im selbstverwalteten Gesundheitssystem nicht 
ordnungsgemäß ausgeübt hätten und sie sich nicht im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bemüht hätten, ihnen be-
kannte bestehende gesetzliche Lücken zu schließen. 

Auch nach den Antworten der Staatsregierung auf 
mehrere Schriftliche Anfragen zu Einzelaspekten im 
Zusammenhang mit dem Labor Schottdorf und der 
Sonderkommission „Labor“ (Drs. 16/4001, 16/8832, 
16/9460) und Anfragen zum Plenum vom 9. Mai 2011 
(Drs. 16/8528), 16. Mai 2011 (Drs. 16/8688), 6. Ju-
ni 2011 (Drs. 16/8881) und 19. Mai 2014 (Drs. 17/2094) 
und nach den Berichten der Staatsregierung am 
30. Januar 2014 zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vom 14. November 2013 (Drs. 17/88) 
und am 22. Mai 2014 auf der Grundlage der Beschlüs-
se des Landtags vom 7. Mai 2014 (Drs. 17/1837, Drs. 
17/1838 und Drs. 17/1839) zu den Dringlichkeitsanträ-
gen der SPD-Fraktion (Drs. 17/1781), der Fraktion der 
FREIEN WÄHLER (Drs. 17/1785) und der CSU-
Fraktion (Drs. 17/1801) und des Antrags der Fraktion 
der FREIEN WÄHLER vom 15. Mai 2014 (Drs. 
17/2016) im Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen zum Komplex um das Labor Schott-
dorf sind Fragen offen geblieben. 
 

Der Untersuchungsausschuss hat im Einzelnen fol-
gende Fragen zu prüfen: 
 

1. Verstöße gegen die Gebührenordnung 
für Arzte (GOÄ) bei der Abrechnung von 
Laborleistungen und Ausübung der 
Rechtsaufsicht 
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1.1. Welche gesetzlichen und untergesetzlichen 
Vorschriften für die Abrechnung von Labor-
leistungen gegenüber Mitgliedern der ge-
setzlichen Krankenversicherung und privat-
versicherten Patienten gab es zum Zeitpunkt 
der Aufnahme von Ermittlungen gegen 
Dr. B. S. u.a. wegen des Verdachts des Ab-
rechnungsbetrugs? 

1.2. Welche Behörde ist für die Rechtsaufsicht 
hinsichtlich der Einhaltung der Vorschriften 
bei der Abrechnung von Laborleistungen 
hinsichtlich privater und gesetzlicher Kran-
kenkassen in Bayern zuständig? 

1.2.1. Welche Kompetenzen hat hierbei die Baye-
rische Landesärztekammer? 

1.3. Welche rechtlichen Möglichkeiten hat die 
Staatsregierung, die bayerischen Ärzte zur 
strikten Beachtung der Vorschriften der 
GOÄ u.a. bei der Abrechnung von Laborleis-
tungen anzuhalten und in welchen Fällen 
hat sie diese in der Vergangenheit wie er-
griffen? 

1.4. Wann hat die Staatsregierung erstmals 
Kenntnis davon erlangt, dass sowohl fachli-
che als auch rechtliche Bedenken an der 
Tätigkeit des Laborunternehmens Dr. B. S. 
und des von ihm initiierten Systems der Ab-
rechnung von Laborleistungen bestehen und 
was hat sie daraufhin unternommen? 

1.5. Hat die Staatsregierung die Selbstverwal-
tungs- und Standesorganisationen der baye-
rischen Ärzteschaft auf rechtliche Bedenken 
an dem von Dr. B. S. initiierten System der 
Abrechnung von Laborleistungen der Klas-
sen M III und M IV aufmerksam gemacht 
und falls ja, wann, aufgrund welchen Anlas-
ses und mit welchen Maßnahmen und falls 
nein, weshalb nicht? 

1.6. Sind auf der Grundlage von Nr. 26 Abs. 1 
MiStra Mitteilungen an die Bayerische Lan-
desärztekammer ergangen und falls ja, in 
welchen Verfahren? 

1.7. Hatte die Staatsregierung Kenntnis von Vor-
würfen, dass durch lange Transportzeiten zu 
den Großlaboren untauglich gewordene Pro-
ben analysiert würden, eine rechtzeitige 
Übermittlung von mikrobiologischen Befun-
den, insbesondere bei schwerwiegenden Er-
krankungen, nicht gewährleistet sei und eine 
Probeneingangskontrolle unter ärztlicher 
Aufsicht bei diesem Mengenanfall nicht 
mehr zeitgerecht durchgeführt werden kön-
ne und falls ja, welche Maßnahmen wurden 
im Bereich der Qualitätssicherung ergriffen? 

1.8. Lagen der Staatsregierung Erkenntnisse 
vor, ob Patienten, die privaten und gesetzli-
chen Krankenversicherungen und der Frei-

staat im Rahmen der Beihilfe durch über-
teuerte Laborleistungen geschädigt wurden 
und falls ja, welche Schritte wurden diesbe-
züglich unternommen? 

1.9. Welche Schritte hat die Staatsregierung er-
griffen, um die Kontroll- und Korrekturmög-
lichkeiten bei eventuellen Fehlentwicklungen 
zu verbessern? 

 

2. Beurteilung der Strafbarkeit des von 
Dr. B. S. mit einer Vielzahl von Ärzten 
praktizierten Systems der Abrechnung 
von Laborleistungen 

2.1. Aus welchen Gründen haben die Staatsan-
waltschaft (StA) Augsburg und die General-
staatsanwaltschaft München in den Fällen, 
dass Ärzte Laboruntersuchungen nicht 
selbst vorgenommen haben, sondern von ei-
nem Laborarzt erbringen ließen, der den 
sog. Einsendeärzten die Laborleistung zu ei-
nem niedrigen, der Höhe nach vom Gesamt-
beauftragungsumfang abhängigen Betrag in 
Rechnung stellte, während der Einsendearzt 
gegenüber Privatpatienten die durchgeführ-
ten Untersuchungen als eigene Leistung ab-
rechnete und zwar regelmäßig unter Gel-
tendmachung des Standard-Erhöhungsfak-
tors nach § 5 Abs. 4 GOÄ, das Vorliegen der 
Tatbestandsvoraussetzungen des Betrugs 
verneint? 

2.2. Auf welchen Erkenntnissen beruht die Aus-
sage, dass durch das von Dr. B. S. zusam-
men mit einer Vielzahl von Ärzten betriebene 
System der Abrechnung von Spezial-Labor-
leistungen wirtschaftlich betrachtet im Regel-
fall „kein Patient und keine private Kranken-
versicherung“ geschädigt worden ist? 

2.3. Hat das StMJV/StMJ geprüft, ob Private 
Krankenversicherungen, nachdem sie durch 
ein Schreiben des Bayerischen Landeskrimi-
nalamts (im folgenden: BLKA) vom 31. Ju-
li 2008 über die o.g. Abrechnungspraxis in-
formiert worden sind, Rückzahlungsansprü-
che gegenüber Ärzten erhoben haben und 
falls ja, in welcher Höhe realisieren konn-
ten? 

2.4. Hatten die mit der Prüfung der eventuellen 
Strafbarkeit des von Dr. B. S. mit einer Viel-
zahl von Ärzten praktizierten Systems der 
Abrechnung von Laborleistungen gegenüber 
Privatpatienten befassten Ermittlungsbehör-
den Kenntnis von nach der Neufassung der 
GOÄ zum 1. Januar 1996 ergangenen Ge-
richtsentscheidungen zur Abrechnung von 
Laborleistungen, und falls ja, wie erklärt sich 
dann, dass die Generalstaatsanwaltschaft 
München und die StA Augsburg bis zu der 
Entscheidung des BGH vom 25. Janu-
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ar 2012 (Az.: 1 StR 45/11) so große Zweifel 
an der Strafbarkeit hatten, dass entspre-
chende Ermittlungsverfahren „aus Rechts-
gründen“ eingestellt worden sind? 

2.5. Wurde die Rechtsansicht der Generalstaats-
anwaltschaft München nicht von allen mit 
entsprechenden Ermittlungen befassten 
Staatsanwälten geteilt und falls ja, aus wel-
chen Gründen hat sie es unterlassen, im 
Rahmen des § 147 GVG auf eine einheitli-
che Vorgehensweise der ihr nachgeordneten 
Staatsanwaltschaften bei den Ermittlungen 
wegen möglichen Abrechnungsbetrugs hin-
zuwirken? 

2.5.1. Wann und mit welcher Begründung wurden 
staatsanwaltliche Sachbearbeiter von den 
Verfahren abgezogen bzw. damit betraut? 

2.6. Aus welchen Gründen hat die General-
staatsanwaltschaft München in Kenntnis der 
Tatsache, dass seitens der StA München I 
eine höchstrichterliche Entscheidung zur 
Klärung der Strafbarkeit des beschriebenen 
Abrechnungssystems angestrebt wird, es 
unterlassen, dafür zu sorgen, dass in den 
Fällen, in denen zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte für eine Straftat vorlagen, der 
Ablauf der Verjährungsfrist unterbrochen 
wird? 

2.7. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen bei 
der bayerischen Justiz, Polizei und Staatsre-
gierung wann, mit wem, wie erörtert? 

2.8. Auf welchen Erkenntnissen beruhen die 
Aussagen, dass es sich bei der Zahl von 
10.000 Ärzten, die in einer Kundendatei von 
Dr. B. S. festgestellt worden sind, überwie-
gend um Unverdächtige handle und dass 
nach „Ausfilterung“ bundesweit nur eine 
Zahl von ca. 3.000 „verdächtigbaren“ Ärzten 
verbleibe und wer hat diese Ausfilterung 
wann nach welchen Kriterien vorgenom-
men? 

2.9. Haben bayerische Ermittlungsbehörden seit 
der Änderung der GOÄ im Jahr 1996 wegen 
weiterer Fälle der unberechtigten Abrech-
nung von M III- und M IV-Leistungen durch 
Einsendeärzte ermittelt und Anklage erho-
ben und falls ja, in wie vielen Fällen und mit 
welchen Ergebnissen? 

2.10. Liegen bayerischen Ermittlungsbehörden Er-
kenntnisse darüber vor, ob das in der Ent-
scheidung des BGH vom 25. Januar 2012 
als Betrug gewertete Abrechnungssystem 
bzgl. M III- und M IV-Leistungen auch da-
nach noch praktiziert wurde und haben sie 
entsprechende Verfahren eingeleitet? 

2.11. Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, ob 
die Anzahl der und die Kosten für Laborun-
tersuchungen seit der „Industrialisierung“ 

durch den Aufbau von Großlaboren explosi-
onsartig gestiegen sind bzw. in welchem 
Umfang die Kosten pro Probe gesunken 
sind? 

2.11.1 Welche Maßnahmen hat die Staatsregie-
rung ggf. eingeleitet, um diesen Entwicklun-
gen zu begegnen? 

 

3. Ermittlungsverfahren gegen den Inhaber 
und/oder Mitarbeiter des Labors Schott-
dorf 

3.1. Wegen welcher Vorwürfe sind seit 1986 
Ermittlungsverfahren gegen den Inhaber 
und/oder Mitarbeiter des im Rechtsverkehr 
unter verschiedenen Firmenbezeichnungen 
und Rechtsformen und mit mehreren Au-
ßenstellen aufgetretenen Labors Schottdorf 
und gegen Ärzte, die bei dem Labor Schott-
dorf Laboruntersuchungen in Auftrag gege-
ben haben, von welcher bayerischen Staats-
anwaltschaft im Zusammenhang mit der Ab-
rechnung von Laborleistungen eingeleitet 
und mit welchem Ergebnis abgeschlossen 
worden? 

3.1.1. Hat es sich bei den verschiedenen Ermitt-
lungsverfahren um sog. Berichtssachen ge-
handelt und falls ja, wie viele Berichte sind 
von den jeweils zuständigen Staatsanwalt-
schaften an die jeweiligen Generalstaatsan-
waltschaften gerichtet und von dort an das 
StMJ/StMJV weitergeleitet worden? 

3.1.2. Sind die jeweiligen Staatsminister der Justiz 
über die Ermittlungsverfahren bzw. die Be-
richte über Ermittlungsverfahren informiert 
worden und falls ja, in welcher Weise haben 
sie reagiert? 

3.1.3. Sind weitere Mitglieder der Staatsregierung 
und der jeweilige Ministerpräsident über Er-
mittlungsverfahren gegen den in Nr. 3.1. ge-
nannten Personenkreis in Kenntnis gesetzt 
worden und falls ja, auf welcher Rechts-
grundlage, von welcher Stelle und aus wel-
chen Gründen und was haben sie daraufhin 
gegebenenfalls unternommen? 

3.1.4. In welchen der in Nr. 3.1. beschriebenen 
Ermittlungsverfahren sind ehemalige Mit-
glieder der Staatsregierung als Verteidiger 
des/der Beschuldigten bzw. Angeklagten 
aufgetreten und haben sie hierbei politische 
Verbindungen genutzt, um in unzulässiger 
Weise Einfluss zugunsten ihrer Mandant-
schaft zu nehmen? 

3.1.5. Sind im Zusammenhang mit Ermittlungsver-
fahren gegen den in Nr. 3.1. genannten Per-
sonenkreis seitens des StMJ/StMJV und/ 
oder des Generalstaatsanwalts Anregungen 
oder Weisungen an die zuständigen Staats-
anwaltschaften gegeben oder erteilt worden, 
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Ermittlungen entweder zu intensivieren oder 
einzustellen und falls ja, in welchen Ermitt-
lungsverfahren, durch welche Stelle und aus 
welchen Erwägungen? 

3.1.6. Haben die zuständige Abteilung des 
StMJ/StMJV, der jeweilige Staatsminister 
der Justiz und/oder weitere aktive und/oder 
ehemalige Mitglieder der Staatsregierung 
und/oder der jeweilige Ministerpräsident Ein-
fluss auf die in Nr. 3.1. beschriebenen Er-
mittlungsverfahren genommen und falls ja, 
auf welche Weise, auf welcher Rechtsgrund-
lage und mit welchem Ansinnen? 

3.1.7. Hatten die Ermittlungsbehörden in den in 
Nr. 3.1. beschriebenen Verfahren Kenntnis 
davon, dass der Inhaber des Labors Schott-
dorf Parteispenden an die Christlich-Soziale 
Union in Bayern e.V. bezahlt hatte? 

3.2. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen seit 
1986 bei der bayerischen Justiz, Polizei und 
Staatsregierung wann, mit wem, wie erör-
tert? 

 

4. Sonderkommission „Labor“ und Ermitt-
lungsverfahren gegen Dr. B. S. u.a. im 
Zusammengang mit der Abrechnung von 
Laborleistungen der Klassen M III und 
M IV u.a. 

4.1. Aufgrund welcher Umstände sind welche 
bayerischen Ermittlungsbehörden wann da-
rauf aufmerksam geworden, dass bei der Art 
und Weise der Abrechnung von Laborleis-
tungen durch Dr. B. S. und der mit ihm zu-
sammenarbeitenden Ärzte zumindest ge-
genüber privat versicherten Patienten der 
Tatbestand des Betrugs erfüllt sein könnte? 

4.2. Aus welchen Gründen ist im November 
2006 im BLKA eine Sonderkommission „La-
bor“ (im folgenden: „SOKO Labor“) einge-
richtet worden, welchen konkreten Ermitt-
lungsauftrag hatte sie, wie viele Mitarbeiter 
hatte die SOKO von wann bis wann, von 
welchen Stellen sind die Mitarbeiter nach 
welchen Kriterien rekrutiert worden, wer war 
von wann bis wann Leiter der SOKO und 
wer hatte von wann bis wann die Sachlei-
tung bei der Staatsanwaltschaft inne? 

4.2.1. Hat die sachleitende Staatsanwaltschaft der 
„SOKO Labor“ einen konkreten Ermittlungs-
auftrag hinsichtlich der Zielrichtung, des Um-
fangs und der Art und Weise der Ermittlun-
gen erteilt und falls ja, wie lautete er? 

4.2.1.1. War der Ermittlungsauftrag mit der zuständi-
gen Generalstaatsanwaltschaft abgestimmt, 
obwohl dort die Rechtsauffassung vertreten 
worden ist, dass die von Dr. B. S. initiierte 
Abrechnungspraxis hinsichtlich von Labor-

leistungen der Klassen M III und M IV nicht 
den Tatbestand des Betrugs erfüllt? 

4.2.1.2. Ist der ursprüngliche Ermittlungsauftrag auf 
Grund einer Weisung der Generalstaatsan-
waltschaft oder des StMJ/StMJV später ein-
geschränkt worden und falls ja, wann und 
aus welchen Erwägungen? 

4.2.2. Gegen wie viele Ärzte in und außerhalb 
Bayerns insgesamt hat die „SOKO Labor“ 
Ermittlungen geführt und in wie vielen Fällen 
haben die jeweils zuständigen Staatsan-
waltschaften auf der Grundlage der Ermitt-
lungen der „SOKO Labor“ Anklagen wegen 
welcher Vorwürfe erhoben bzw. die Ermitt-
lungen eingestellt? 

4.2.3. Welche Ermittlungsmaßnahmen (Zeugen- 
und Beschuldigtenvernehmungen, Durchsu-
chungen, Beschlagnahmen etc.) hat die „SO-
KO Labor“ zur Aufklärung des Sachverhalts 
ergriffen, waren die Maßnahmen jeweils mit 
der sachleitenden Staatsanwaltschaft und 
der Spitze des BLKA abgestimmt und lagen, 
so weit gesetzlich erforderlich, richterliche 
Beschlüsse für einzelne Maßnahmen vor? 

4.2.4. Trifft es zu, dass es zwischen einzelnen 
Mitarbeitern der „SOKO Labor“ und den vor-
gesetzten Stellen im BLKA Meinungsver-
schiedenheiten im Hinblick auf den Umfang 
und die Art und Weise der Ermittlungen ge-
geben hat und falls ja, wie wurden sie beige-
legt? 

4.2.4.1. Sind das StMI und der Staatsminister des 
Innern über interne Probleme bei der „SO-
KO Labor“ informiert worden? 

4.2.5. Wie viele Durchsuchungen von Laboren, 
Arztpraxen und Privatwohnungen von Ärz-
ten in und außerhalb Bayerns hat die „SO-
KO Labor“ ausgeführt und welche Mengen 
an Abrechnungsunterlagen sind hierbei be-
schlagnahmt worden? 

4.2.6. Ist im Rahmen der Ermittlungen der „SOKO 
Labor“ Mitte November 2008 aufgrund eines 
richterlichen Durchsuchungsbeschlusses 
auch ein Labor in Bochum durchsucht wor-
den und trifft es zu, dass hierbei 600.000 
sog. Laborkarten sichergestellt worden sind? 

4.2.6.1. Trifft es zu, dass ein Ermittlungsbeamter die 
Laborkarten für „essenziell“ für eine Vielzahl 
von Ermittlungsverfahren hielt, dass aber die 
Sicherstellung der Laborkarten innerhalb der 
„SOKO Labor“ wegen des mit der Auswer-
tung verbundenen Aufwands zu Verärge-
rung geführt habe und dass die StA Augs-
burg etwa zwei Wochen nach der Durchsu-
chung im Gespräch mit SOKO-Mitarbeitern 
Bedenken wegen der Sicherstellung der 
Karten angemeldet habe? 
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4.2.6.2. Existiert ein Besprechungsprotokoll der StA 
Augsburg, dass die Unterlagen aus Bochum 
wieder herausgegeben werden müssten, 
wenn die StA München I „kein Interesse an 
den Unterlagen bekundet bzw. sich nicht um 
einen richterlichen Beschluss bemüht“ und 
falls ja, wann hat diese Besprechung statt-
gefunden, wer hat daran teilgenommen und 
wer hat das Protokoll verfasst? 

4.2.6.3. Hat die StA München I Interesse an den 
Unterlagen bekundet und einen richterlichen 
Beschluss zur Sicherstellung beantragt? 

4.2.6.4. Trifft es zu, dass die StA Augsburg kurz vor 
Weihnachten 2008 angeordnet hat, die La-
borkarten unverzüglich herauszugeben und 
dass die Laborkarten anschließend „unre-
konstruierbar vernichtet“ worden sind? 

4.2.7. Trifft es zu, dass die Generalstaatsanwalt-
schaft dem sachleitenden Staatsanwalt bei 
der StA München I im Jahr 2008 untersagt 
hat, mit Mitarbeitern der StA an einer Durch-
suchung teilzunehmen und falls ja, aus wel-
chen Gründen und hat der sachleitende 
Staatsanwalt hiergegen remonstriert und 
falls ja, mit welchem Ergebnis? 

4.2.8. Trifft es zu, dass ein Durchsuchungsvorha-
ben des sachleitenden Staatsanwalts im 
Jahr 2008 durch die Führung des BLKA ver-
hindert worden ist und falls ja, wie und aus 
welchen Gründen? 

4.2.9. Aus welchen Gründen sind die ursprünglich 
bei der StA München I anhängigen Ermitt-
lungsverfahren gegen 138 Beschuldigte, 
überwiegend gegen Ärzte, unter ihnen auch 
Dr. B. S., mit Verfügung vom 28. Novem-
ber 2008 und die Ermittlungsverfahren ge-
gen weitere elf Beschuldigte (neun Ärzte 
und zwei in den Praxen mit Abrechnungen 
betraute Ehefrauen) mit Verfügung vom 
21. Dezember 2008 an die Staatsanwalt-
schaft Augsburg abgegeben worden? 

4.2.9.1. War die Abgabe von der StA München I an 
die StA Augsburg rechtlich zwingend? 

4.3. Trifft es zu, dass dem damaligen Sachbear-
beiter bei der StA München I die Bearbei-
tung der weiteren Ermittlungsverfahren ent-
zogen worden ist und falls ja, von wem und 
aufgrund welcher Erwägungen? 

4.4. Trifft es zu, dass die StA Augsburg und der 
bei der StA München I sachleitende Staats-
anwalt hinsichtlich der Frage, ob die festge-
stellte Praxis der Abrechnung von Leistun-
gen der Kategorien M III und M IV den Tat-
bestand des Betrugs erfüllen, eine gegen-
sätzliche Rechtsansicht vertreten haben und 
falls ja, welche? 

4.4.1. Trifft es zu, dass die StA München I und die 
Generalstaatsanwaltschaft München am 

31. Januar 2008 entschieden haben, wegen 
der als ungeklärt eingeschätzten Rechtslage 
ein sog. Pilotverfahren gegen den Münche-
ner Arzt Dr. A. durchzuführen, um eine 
höchstrichterliche Entscheidung herbeizu-
führen und falls ja, war die StA Augsburg 
und wer war noch an dieser Entscheidung 
beteiligt? 

4.4.2. Wie konnte gewährleistet werden, dass in 
diesem Verfahren eine höchstrichterliche 
Entscheidung ergeht, falls das Landgericht 
München I der Argumentation der Anklage-
behörde folgt und der Angeklagte keine Re-
vision einlegt? 

4.4.2.1. Sollte in diesem Fall ein weiteres „Pilotver-
fahren“ durchgeführt werden oder hätte die 
Rechtsansicht des Landgerichts München I 
genügt, um auch in weiteren Verfahren An-
klage zu erheben? 

4.4.3. Hat die StA Augsburg der „SOKO Labor“ 
noch im Dezember 2008 versichert, dass 
der Ausgang des Pilotverfahrens abgewartet 
werde und dass dann, wenn das Landge-
richt München I einen Betrug erkenne, die 
anderen zahlreichen Ärzte aus dem Schott-
dorf-System an die Reihe kämen und dass 
die weitere Vorgehensweise ausschließlich 
vom Ausgang des Pilotverfahrens abhänge? 

4.5. Wegen welcher Sachverhalte wurde am 
2. Januar 2009 Anklage gegen Dr. A. erho-
ben und beruhte die Anklage auf Ermittlun-
gen der „SOKO Labor“? 

4.5.1. Wann ist die Anklage vom Landgericht Mün-
chen I zugelassen worden und hat die StA 
München I die Staatsanwaltschaft Augsburg 
und den Generalstaatsanwalt hierüber in 
Kenntnis gesetzt? 

4.6. Trifft es zu, dass sich die StA Augsburg und 
die Generalstaatsanwaltschaft darüber ver-
ständigt hatten, dass die in Nr. 4.2.9. be-
schriebenen Ermittlungsverfahren trotz und 
unabhängig von dem sog. Pilotverfahren 
wegen Nichterfüllung des Betrugstatbestands 
eingestellt werden und falls ja, wer war an 
dieser Verständigung beteiligt und welchen 
Sinn hatte es bei dieser Vorgehensweise, 
beim Landgericht München I ein Pilotverfah-
ren durchzuführen? 

4.7. Trifft es zu, dass die StA Augsburg am 
28. Januar 2009 die von der StA München I 
abgegebenen Ermittlungsverfahren aus 
Rechtsgründen gemäß § 170 Abs. 2 StPO 
eingestellt und die Rückgabe der beschlag-
nahmten Abrechnungsunterlagen angeord-
net hat und falls ja, erfolgte die Einstellung 
mit Wissen und/oder auf Weisung der vor-
gesetzten Generalstaatsanwaltschaft, um 
welche konkreten Tatvorwürfe ging es in 
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den eingestellten Verfahren im Einzelnen 
und gab es darüber Meinungsverschieden-
heiten in den Ermittlungsbehörden? 

4.7.1. Hat sich die Sachbearbeiterin bei der StA 
Augsburg vor Erlass der Einstellungsverfü-
gungen an den Behördenleiter und/oder die 
Generalstaatsanwaltschaft gewandt und 
falls ja, mit welchem Ansinnen? 

4.7.1.1. Haben der Leiter der StA Augsburg und/ 
oder der Generalstaatsanwalt angeregt oder 
angewiesen, die Ermittlungsverfahren einzu-
stellen? 

4.7.1.1.1. Trifft es zu, wie das Handelsblatt Nr. 085 am 
5. Mai 2014 berichtete, dass die Sachbear-
beiterin bei der StA Augsburg gegenüber ei-
nem BLKA-Beamten in einem Gespräch ge-
äußert hat: „Ich möchte später nicht zwi-
schen die Fronten geraten, deshalb habe ich 
mir schriftliche Notizen gemacht.“ und dass 
sie außerdem sauer sei, weil sie einen Ver-
fahrensteil, den sie nicht überschaue, „beer-
digen“ musste und dass der BLKA-Beamte 
einen Vermerk über dieses Gespräch ge-
macht hat? 

4.7.1.2. Hat die Sachbearbeiterin bei der StA Augs-
burg auch angeordnet, dass „sämtliche ge-
sicherten EDV-Daten betreffend die Be-
schuldigten Schottdorf bzw. von diesem be-
herrschte Firmen zu löschen sind.“? 

4.8. Sind die Betroffenen in den Einstellungsver-
fügungen vom 28. Januar 2009 darauf auf-
merksam gemacht worden, dass die Verfah-
ren abhängig vom Ergebnis des sog. Pilot-
verfahren wieder aufgenommen werden 
können und falls ja, weswegen und auf wel-
cher Rechtsgrundlage sind beschlagnahmte 
Unterlagen zurückgegeben worden? 

4.9. Hat das Landgericht München I in dem sog. 
Pilotverfahren die Argumentation der StA 
München I bezüglich der Strafbarkeit des 
Einkaufs und der Abrechnung sog. M III- 
und M IV-Leistungen geteilt? 

4.10. Aus welchen Gründen hat die StA Augsburg 
weder nach Zulassung der Anklage in dem 
als „Pilotverfahren“ bezeichneten Strafver-
fahren gegen Dr. A. noch nach Verkündung 
des Urteils des Landgerichts München I am 
27. August 2010 Maßnahmen ergriffen, um 
die drohende Verjährung anhängiger Ermitt-
lungsverfahren zu unterbrechen und welche 
verjährungsunterbrechenden Maßnahmen 
wären ohne Gefährdung weiterer Ermitt-
lungsbemühungen möglich gewesen? 

4.10.1. Trifft es zu, dass ein von der „SOKO Labor“ 
bereits vorbereitetes Anschreiben an alle 
verdächtigten Ärzte auf Anweisung der StA 
Augsburg nicht verschickt worden ist? 

4.11. Trifft es zu, dass sowohl die Verteidigung 
des Dr. A. als auch die Staatsanwaltschaft 
München I Revision gegen das Urteil des 
Landgerichts München I vom 27. Au-
gust 2010 erhoben hat und falls ja, was rüg-
te und beantragte die Staatsanwaltschaft 
München I in der Revision und wurde sei-
tens der Generalstaatsanwaltschaft Mün-
chen die Revision und mit welchem Ziel er-
gänzt und wurde die Revision wieder zu-
rückgenommen und falls ja, weshalb? 

4.12. Aus welchen Gründen hat die General-
staatsanwaltschaft die am 25. Januar 2012 
verkündete Revisionsentscheidung des BGH 
erst am 15. März 2012 und mit welchem An-
sinnen an die StA Augsburg übermittelt? 

4.12.1. Trifft es zu, dass die StA Augsburg bereits 
einen Tag später die mit Verfügungen vom 
28. Januar 2009 eingestellten Ermittlungs-
verfahren wieder aufgenommen hat und falls 
ja, auf Grundlage welcher Akten bzw. Daten 
wurde in welchen Fällen Anklage erhoben 
bzw. Antrag auf Erlass eines Strafbefehls 
gestellt oder wurden die Verfahren wegen 
zwischenzeitlich eingetretener Verjährung 
eingestellt? 

4.12.2. Trifft es weiter zu, dass für die Berechnung 
der Geldauflagen bzw. Geldstrafen in noch 
nicht verjährten Fällen belastbare Anhalts-
punkte fehlten, weil die ursprünglich be-
schlagnahmten Abrechnungsunterlagen zu-
rückgegeben worden sind? 

4.12.3. Trifft es weiter zu, dass in zahlreichen ande-
ren Fällen wegen zwischenzeitlich eingetre-
tener Verjährung keine Ermittlungen mehr 
eingeleitet worden sind? 

4.13. Trifft es zu, dass ein mit Verfügung vom 
16. März 2012 wieder aufgenommenes Er-
mittlungsverfahren gegen Dr. B. S. wegen 
des Verdachts der Beihilfe zum Abrech-
nungsbetrug im Hinblick auf eine neue An-
klage gegen ihn vom 30. Januar 2012 ge-
mäß § 154 Abs. 1 Nr. 1 StPO eingestellt 
worden ist und falls ja, war diese Entschei-
dung mit der vorgesetzten Stelle abge-
stimmt? 

4.14. Sind nach der Revisionsentscheidung des 
BGH vom 25. Januar 2012 weitere Ermitt-
lungsverfahren wegen des Verdachts des 
Abrechnungsbetrugs im Zusammenhang mit 
M III- und M IV-Laborleistungen gegen an-
dere als die in dem Komplex Schottdorf be-
troffenen Beschuldigte eingeleitet worden 
und falls ja, wie viele und mit welchen Er-
gebnissen? 

4.15. Welche Ergebnisse haben die Ermittlungen 
der „SOKO Labor“ hinsichtlich der Aufklä-
rung der Frage nach strafbarem Verhalten 
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im Zusammenhang mit der Abrechnung sog. 
M III- und M IV-Laborleistungen erbracht 
und liegt hierüber ein Abschlussbericht der 
SOKO vor? 

4.16. Trifft es zu, dass die „SOKO Labor“ zu Be-
ginn aus 17 Beamten bestanden hat und 
dass die Zahl der Mitarbeiter von Juni 2007 
bis Februar 2008, also noch vor der Einstel-
lung der Verfahren durch die StA Augsburg 
am 28. Januar 2009, sukzessive auf nur 
noch fünf Mitarbeiter reduziert worden ist 
und falls ja, wer hat den Abbau der Zahl der 
Mitarbeiter in der SOKO angeordnet und 
welche Gründe waren hierfür maßgeblich? 

4.16.1. Ist die „SOKO Labor“ aufgelöst worden und 
falls ja, aus welchen Gründen und welche 
Stelle war anschließend und ist jetzt für Er-
mittlungen wegen möglichen Betrugs bei der 
Abrechnung von Laborleistungen zuständig? 

4.16.2. Trifft es zu, dass der ursprüngliche Leiter 
der „SOKO Labor“ abgelöst und später auch 
abgeordnet worden ist und falls ja, aus wel-
chen Gründen? 

4.16.3. Trifft es zu, dass sich nach der Reduzierung 
der Zahl der Mitarbeiter der SOKO verblie-
bene Mitarbeiter über den übermäßigen Ar-
beitsanfall beschwert haben und falls ja, 
wurde den Beschwerden abgeholfen und 
falls nein, wieso nicht? 

4.16.4. Hatte die „SOKO Labor“ zum Zeitpunkt der 
Abgabe der Ermittlungsverfahren an die StA 
Augsburg ihre Ermittlungen in dem sog. 
„Schottdorf-Komplex“ abgeschlossen? 

4.16.5. Wurden bei der „SOKO Labor“ geführte Ver-
fahrensteile an ein anderes Sachgebiet im 
BLKA übertragen, wenn ja, warum, und wie 
wurde der Wissenstransfer sichergestellt? 

5. Ermittlungsverfahren gegen einen bei der 
StA Augsburg tätigen Staatsanwalt und 
gegen den Inhaber des Labors Schottdorf 

5.1. Seit wann war der mit Urteil des Landge-
richts München I vom 20. April 2007 wegen 
Betrugs, Vorteilsannahme, Geldwäsche, 
Verwahrungsbruchs und Verletzung von Pri-
vatgeheimnissen verurteilte Staatsanwalt 
Dr. H. bei der bayerischen Justiz in welchen 
Funktionen und bei welchen Staatsanwalt-
schaften und Gerichten tätig und welche 
Aufgaben erfüllte er bei der StA Augsburg 
bis zur Entlassung auf eigenen Antrag aus 
dem Justizdienst im März 2006? 

5.1.1. In wie vielen und welchen Ermittlungsverfah-
ren gegen Dr. B. S. und/oder in der Ge-
meinschaftspraxis Dr. S. u.a. GbR in A. tätig 
gewesene Laborärzte und/oder übrige Labor-
ärzte, die in außerhalb von A. gelegenen 

Laboren („Außenlabore“) nach Abschluss 
eines Vertrags mit einer von Dr. B. S. und 
G. S. geführten Gesellschaft Laborleistun-
gen erbracht haben, und/oder Ärzte war 
Dr. H. als Staatsanwalt tätig? 

5.1.2. Trifft es zu, dass Dr. H. im Oktober 2001 die 
Revision der StA Augsburg gegen das Urteil 
des Landgerichts Augsburg vom Oktober 
2000, mit dem Dr. B. S. vom Vorwurf des Be-
trugs freigesprochen wurde, zurückgenom-
men hat und in welcher Funktion tat er dies? 

5.1.2.1. Seit wann und von wem wurde seit 1986 ge-
gen Dr. B. S. wegen welchen Sachverhalts 
ermittelt, wann und wegen welchen Sach-
verhalts erhob die StA Augsburg Anklage 
gegen Dr. B. S. zum Landgericht Augsburg, 
wer war der sachbearbeitende Staatsanwalt 
und von wann datiert der Eröffnungsbe-
schluss des Landgerichts Augsburg? 

5.1.2.2. Gegen welche Auflagen und Sicherheitsleis-
tung wurde der von der StA Augsburg gegen 
Dr. B. S. beantragte und vom Gericht erlas-
sene Haftbefehl außer Vollzug gesetzt? 

5.1.2.3. Was war der Grund der Rücknahme der 
Revision durch die StA Augsburg? 

5.1.2.3.1. Lag der Rücknahme ein vom Generalbun-
desanwalt an die StA Augsburg übermittel-
tes Schreiben des Vorsitzenden des Ersten 
Strafsenats des BGH an den Generalbun-
desanwalt zugrunde, in welchem auf eine 
Entscheidung des Bayerischen Verfassungs-
gerichtshofs vom 4. Juli 2001 auf eine Popu-
larklage des Dr. B. S. hingewiesen wurde? 

5.1.2.3.2. Was ist Inhalt der Entscheidung des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofs vom 4. Ju-
li 2001? 

5.1.2.4. Wer war in die Entscheidung der Rücknah-
me der Revision bei der StA Augsburg und 
war die Generalstaatsanwaltschaft München 
in die Rücknahme eingebunden und wurde 
darüber dem StMJ und dem Staatsminister 
der Justiz berichtet? 

5.1.3. Trifft es zu, dass Dr. H. am 11. März 2004 
und 17. Mai 2005 zwei Ermittlungsverfahren 
gegen Dr. B. S. wegen des Verdachts der 
Bestechung im geschäftlichen Verkehr und 
wegen des Verdachts des Betrugs bei der 
Abrechnung von Speziallaborleistungen der 
Klassen M III und M IV jeweils gemäß § 170 
Abs. 2 StPO eingestellt hat? 

5.1.3.1. Trifft es zu, dass Dr. H. in dem einen Verfah-
ren frühzeitig Kontakt zum anwaltlichen Ver-
treter des Beschuldigten Dr. B. S. aufge-
nommen und in dem anderen Verfahren den 
Entwurf einer von ihm schon geplanten Ein-
stellungsverfügung als Lückentext dem Ver-
teidiger übersandt hat? 
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5.1.3.2. Wer war bei der StA Augsburg unmittelbarer 
Dienstvorgesetzter von Staatsanwalt Dr. H. 
und wer war in die Entscheidung der Einstel-
lung der beiden Ermittlungsverfahren bei der 
StA Augsburg und ggf. bei der General-
staatsanwaltschaft München eingebunden? 

5.2. Gab es außer der Anzeige eines Geldinsti-
tuts gegen Dr. H. wegen des Verdachts der 
Geldwäsche bereits früher Hinweise darauf, 
dass Dr. H. sich strafbar gemacht haben 
könnte? 

5.3. Wie ist die Zuständigkeit für Ermittlungen 
gegen Staatsanwälte geregelt und aus wel-
chen Gründen wurden der StA München I 
die Ermittlungen gegen Dr. H. übertragen? 

5.3.1. Ab wann hatte das StMJ Kenntnis von dem 
Vorwurf gegen Staatsanwalt Dr. H. und ist 
die Staatsministerin der Justiz Dr. Merk per-
sönlich darüber informiert worden und falls 
nein, weswegen nicht und falls ja, was hat 
sie ggf. unternommen? 

5.3.2. Wann erstattete das Geldinstitut die Geld-
wäscheverdachtsanzeige gegen Dr. H. und 
wurde am 15. März 2006 ein Ermittlungsver-
fahren wegen des Verdachts der Geldwä-
sche gegen Dr. H. und andere Beschuldigte 
eingeleitet und trifft es zu, dass Dr. H. zu 
diesem Zeitpunkt an einer Interpol-Tagung 
in Madrid teilgenommen hat und wie wurde 
sichergestellt, dass er keine Kenntnis von 
dem Vorgang erhielt und von der Tagung 
zurückgekehrt ist? 

5.3.3. Ist Dr. H. nach der Rückkehr aus Madrid an 
seinen Arbeitsplatz bei der StA Augsburg 
zurückgekehrt und falls ja, wie lange noch? 

5.3.4. Trifft es zu, dass das Amtsgericht München 
auf Antrag der StA München I einen Haftbe-
fehl gegen Dr. H. erlassen hat, der aufgrund 
eines Geständnisses außer Vollzug gesetzt 
worden ist und falls ja, welchen konkreten 
Vorwurf hat Dr. H. eingestanden und hat er 
das Geständnis vor oder nach der Durchsu-
chung seines Büros und seines Wohnhau-
ses abgelegt? 

5.3.5. Trifft es zu, dass im Rahmen der Durchsu-
chung des Büros und des Wohnhauses des 
Dr. H. wegen des Verdachts der Geldwä-
sche auch Unterlagen mit Hinweisen auf ein 
Darlehen über 160.000 DM gefunden wor-
den sind, das Dr. B. S. im Jahr 2000 an 
Dr. H. ausgereicht hat? 

5.3.5.1. Wie haben die Ermittlungsbehörden das bei 
der Durchsuchung aufgefundene Schreiben 
des Dr. H. vom 25. März 2000, in dem er 
dem Berliner Rechtsanwalt von Dr. B. S. zu-
sichert, er werde sich der „gewährten Unter-

stützung ... zu gegebener Zeit erinnern“, 
gewertet? 

5.3.5.2. Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, 
um zu klären, weswegen Dr. B. S. das Dar-
lehen ausgereicht hat? 

5.3.5.3. Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, 
wann das Darlehen von Dr. H. an Dr. B. S. 
zurückgezahlt wurde und trifft es zu, dass 
für die Rückzahlung der ausgereichten Dar-
lehenssumme in Höhe von 160.000 DM von 
Dr. H. an Dr. B. S. Überweisungsbelege in 
Höhe von 20.000 DM fehlen, weil diese 
Summe von Dr. H. bar an Dr. B. S. zurück-
gezahlt worden sei? 

5.4. Trifft es zu, dass Staatsanwalt Dr. H. im 
März 2006 „auf eigenen Wunsch“ aus der 
Justiz entlassen worden ist und falls ja, wie 
wurde die Entfernung aus dem Dienst be-
amtenrechtlich abgewickelt? 

5.4.1. Gab es zwischen Dr. H. und seinen Dienst-
vorgesetzten eine Absprache des Inhalts, 
dass er die Entlassung aus dem Dienst be-
antragen und eine Geldstrafe bezahlen solle 
und falls ja, wer war an dieser Absprache 
beteiligt? 

5.5. Trifft es zu, dass das Amtsgericht München 
im September 2006 einen Haftbefehl gegen 
Dr. H. erlassen hat, der nicht außer Vollzug 
gesetzt worden ist und falls ja, wegen wel-
cher Vorwürfe? 

5.6. Wegen welcher einzelnen Vorwürfe hat die 
StA München I gegen Dr. H. Anklage zum 
Landgericht München I erhoben? 

5.6.1. Trifft es zu, dass der Vorwurf der Bestech-
lichkeit nicht Teil der Anklage war, wenn ja, 
warum nicht, und wer alles war in diese Ent-
scheidung außer dem sachbearbeitenden 
Staatsanwalt eingebunden? 

5.6.2. Trifft es zu, dass weitere Ermittlungsverfah-
ren gegen Dr. H. wegen des Vorwurfs der 
(versuchten) Rechtsbeugung und der (ver-
suchten) Strafvereitelung im Amt wegen der 
nicht absehbaren, mutmaßlich mehrjährigen 
Dauer der hierzu erforderlichen Ermittlungen 
von den sonstigen Ermittlungsverfahren ab-
getrennt und gemäß § 154 Abs. 1 StPO ein-
gestellt worden sind und falls ja, trifft es wei-
ter zu, dass die Vorwürfe der (versuchten) 
Rechtsbeugung und der (versuchten) Straf-
vereitelung im Amt nicht weiter aufgeklärt 
worden sind? 

5.6.2.1. War diese Vorgehensweise des sachbear-
beitenden Staatsanwalts mit dem unmittel-
baren Dienstvorgesetzten, der General-
staatsanwaltschaft und dem StMJ abge-
stimmt? 
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5.7. Aus welchen Gründen ist das Strafverfahren 
gegen den angeklagten Staatsanwalt durch 
eine verfahrensbeendende Absprache be-
endet worden und welchen Inhalt hatte die 
Absprache, wer war daran außer den unmit-
telbar Prozessbeteiligten ansonsten beteiligt 
und erfolgte die Zustimmung der StA Mün-
chen I zu der Absprache in Abstimmung mit 
der Generalstaatsanwaltschaft und/oder dem 
StMJ? 

5.8. Wegen welcher Sachverhalte ist Dr. H. mit 
Urteil des Landgerichts München I vom 
20. April 2007 schuldig gesprochen und zu 
einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und 
drei Monaten verurteilt worden? 

5.9. Wann wurden die mit den Ermittlungen ge-
gen Dr. H. korrespondierenden Ermittlungen 
gegen Dr. B. S. von welcher Staatsanwalt-
schaft bzw. Polizeibehörde aufgenommen 
und wurde gegen Dr. B. S. neben dem Ver-
dacht der Vorteilsgewährung auch wegen 
des Verdachts der Bestechung ermittelt? 

5.10. Aus welchen Gründen bestand gegen 
Dr. B. S. „zwischenzeitlich der Verdacht der 
Bestechung“ und weshalb konnte dieser 
Vorwurf nicht aufrechterhalten werden? 

5.11. Lag für die am 19. September 2006 erfolgte 
Durchsuchung der Laborräume und der 
Wohnung des Dr. B. S. ein richterlicher Be-
schluss vor und falls ja, nach welchen Be-
weismitteln sollte bei der Durchsuchung ge-
sucht werden? 

5.12. Welche Daten und Akten sind bei der 
Durchsuchung vom 19. September 2006 be-
schlagnahmt und ausgewertet worden? 

5.13. Trifft es zu, dass bei dieser Durchsuchung 
auch zwei Überweisungsbelege über Partei-
spenden an die Christlich-Soziale Union in 
Bayern e.V. aufgefunden worden sind? 

5.14. Wegen welches konkreten Sachverhalts ist 
Dr. B. S. beim Amtsgericht Aichach ange-
klagt worden und wie lautete das Urteil vom 
Juli 2007, in dem Dr. B. S. zu einer Geld-
strafe von 90 Tagessätzen verurteilt worden 
ist? 

5.15. Wann wurde das Referat des Dr. H. einer 
Sondergeschäftsprüfung durch die General-
staatsanwaltschaft München unterzogen, 
worauf hat sie sich bezogen, wer hat die 
Prüfung vorgenommen und welche Ergeb-
nisse hat sie erbracht und trifft es zu, dass 
der Bericht über die Sondergeschäftsprü-
fung weder bei der Generalstaatsanwalt-
schaft noch im StMJ vorhanden ist? 

5.16. Haben sich im Rahmen der Ermittlungsver-
fahren gegen Dr. H. und bei der Sonderge-
schäftsprüfung Hinweise darauf ergeben, 

dass Dr. B. S. auch zu weiteren Mitarbeitern 
der StA Augsburg und zu Polizeibeamten 
persönliche Verbindungen pflegte? 

5.17. Welche weiteren Ermittlungsverfahren sind 
gegen den ehemaligen Staatsanwalt Dr. H. 
wegen welcher Sachverhalte eingeleitet 
worden und mit welchen Ergebnissen und 
gab es Hinweise darauf, dass Dr. H. kein 
Einzeltäter war bzw. gab es weitere Korrup-
tionshinweise oder anonyme Anzeigen und 
wie wurde damit – auch innerhalb der StA 
Augsburg – umgegangen? 

5.18. Zu welchen Ergebnissen führten die von der 
StA München I betriebenen Wiederaufnah-
men der von Dr. H. am 11. März 2004 und 
17. Mai 2005 eingestellten Ermittlungsver-
fahren gegen Dr. B. S.? 

5.19. Ergaben sich bei dem gegen Dr. H. ab dem 
15. März 2006 geführten Ermittlungsverfah-
ren Verdachtsmomente gegen Dr. B. S. und 
weitere Ärzte wegen Abrechnungen im Zu-
sammenhang mit Laborleistungen, die in 
keinem Zusammenhang mit den Vorwürfen 
der Vorteilsgewährung standen? 

 

6. Beschwerden der Beamten des BLKA S. 
und M. 

6.1. Trifft es zu, dass die Beamten des BLKA S. 
und M. wegen der Einstellung der von der 
StA München I an die StA Augsburg abge-
gebenen Ermittlungsverfahren Vorwürfe ge-
gen die StA Augsburg erhoben haben und 
falls ja, wie lauteten die Vorwürfe konkret, 
an wen wurden sie gerichtet und wie wurde 
von der Spitze des BLKA und der StA Augs-
burg damit umgegangen? 

6.2. Gab es seitens der Generalstaatsanwalt-
schaft München eine Weisung dahingehend, 
dass die Vorwürfe von der StA München II 
überprüft werden und falls ja, wer hat die 
Überprüfung durchgeführt und welches Er-
gebnis hat sie erbracht? 

6.3. Haben die BLKA-Beamten ihre in Nr. 6.1. 
genannten Vorwürfe auch nach der Über-
prüfung durch die StA München II aufrecht-
erhalten und was wurde daraufhin von wem 
unternommen? 

6.4. Haben Vorgesetzte der beiden Beamten 
ihnen gegenüber und/oder gegenüber Dritten 
bedeutet, dass ihr Beschwerdevorbringen 
„unerwünscht“ sei und dazu führen könne, 
dass die persönliche Laufbahnentwicklung 
ins Stocken gerät und welche Äußerungen 
von Vorgesetzten und Kollegen im BLKA ge-
genüber den beiden Beamten gab es? 

6.5. Sind das StMJV und das StMI über die Be-
schwerden der BLKA-Beamten unterrichtet 
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worden und falls ja, wie haben sie gegebe-
nenfalls reagiert? 

6.6. Haben die BLKA-Beamten nach dem Jahr 
2009 weitere Beschwerden und/oder Petiti-
onen verfasst, an wen waren sie adressiert 
und wie ist gegebenenfalls darauf reagiert 
worden? 

6.7. Trifft es zu, dass mit an den Staatsminister 
der Justiz adressiertem Schreiben vom 
23. Dezember 2013 sich namens und im 
Auftrag des BLKA-Beamten M. Rechtsan-
wälte an den Staatsminister der Justiz ge-
wandt haben und dass das Schreiben eine 
Aufsichtsbeschwerde und eine Strafanzeige 
gegen den Abteilungsleiter Strafrecht im 
StMJ, den Generalstaatsanwalt München 
und den Behördenleiter der StA München I 
enthielt und hat der Staatsminister der Justiz 
von dem Inhalt des Schreibens Kenntnis 
genommen und falls ja, was hat er daraufhin 
veranlasst, bzw. wenn der Staatsminister 
der Justiz von dem Schreiben keine Kennt-
nis genommen hat, warum hat er davon kei-
ne Kenntnis genommen, wie wurde im StMJ 
mit dem Schreiben umgegangen und was 
wurde weiter veranlasst? 

6.8. Trifft es zu, dass der frühere Leiter der „SO-
KO Labor“ S. sich im Juli 2009 schriftlich an 
den Präsidenten des BLKA wandte und 
Vorwürfe gegen Dienstvorgesetzte und Kol-
legen erhob, die die Ermittlungen der „SO-
KO Labor“ behindert hätten und die Ergeb-
nisse der „SOKO Labor“ von der Staatsan-
waltschaft trotz unzweifelhaft feststehender 
strafbarer Sachverhalte nicht aufgegriffen 
worden seien? 

6.8.1. Falls ja, welchen konkreten Inhalt hatte die 
Beschwerde und was haben die im BLKA 
zuständigen Stellen und die Generalstaats-
anwaltschaft München veranlasst und was 
ergab die Prüfung der Vorwürfe durch die 
Staatsanwaltschaft München II? 

6.9. Hat Ministerpräsident Seehofer das an ihn 
gerichtete Schreiben des Berliner Rechts-
anwalts Dr. G. des BLKA-Beamten M. vom 
Juli 2010 zur Kenntnis genommen und falls 
ja, was hat er daraufhin veranlasst? 

6.9.1. Welchen Inhalt hatte das zwischen dem 
StMJV und dem StMI abgestimmte Schrei-
ben vom 13. Oktober 2010 bzw. wie nahm 
das StMJV zu den Vorwürfen des Rechts-
anwalts Dr. G. des BLKA-Beamten M. ge-
genüber Rechtsanwalt Dr. G. Stellung? 

6.9.2. War die Stellungnahme vom 13. Okto-
ber 2010 auch mit der Staatskanzlei abge-
stimmt und hat Ministerpräsident Seehofer 
hiervon Kenntnis genommen? 

6.10. Was war der Inhalt des Schreibens vom 
21. Januar 2011 des Rechtsanwalts Dr. G. 
des BLKA-Beamten M. an das StMJV, was 
wurde Dr. G. mit Schreiben vom 23. Febru-
ar 2011 mitgeteilt und waren die Staatskanz-
lei und/oder der Ministerpräsident in die Be-
antwortung dieses Schreibens eingebun-
den? 

7. Ermittlungs- und Disziplinarverfahren 
gegen Mitarbeiter der „SOKO Labor“ 

7.1. Gegen welche Mitarbeiter der „SOKO Labor“ 
des BLKA sind aus welchen Gründen Ermitt-
lungsverfahren und/oder Disziplinarmaßnah-
men eingeleitet worden und mit welchen Er-
gebnissen sind diese Verfahren wann abge-
schlossen worden? 

7.2. Trifft es zu, dass gegen den damaligen Lei-
ter der „SOKO Labor“ S. aufgrund eines an 
den Präsidenten des BLKA gerichteten 
Schreibens eines anwaltlichen Vertreters 
des Laborinhabers Dr. B. S. vom 13. Janu-
ar 2010 mit Verfügung vom 1. Februar 2010 
ein Ermittlungsverfahren wegen falscher un-
eidlicher Aussage in dem Pilotverfahren vor 
dem Landgericht München I gegen Dr. A. 
eingeleitet worden ist, weil er am 11. Janu-
ar 2010 als Zeuge u.a. ausgesagt haben 
soll: „Wie hier in die Ermittlungen eingegrif-
fen wurde, habe ich noch nicht erlebt.“ und 
falls ja, von welcher Staatsanwaltschaft, auf 
wessen Veranlassung und aufgrund welcher 
tatsächlichen Anhaltspunkte? 

7.2.1. Trifft es zu, dass während der Zeugenaus-
sage des damaligen Leiters der „SOKO La-
bor“ S. ein Staatsanwalt der Staatsanwalt-
schaft München II anwesend war, dessen 
Aufgabe es war, die von dem Beamten be-
reits früher erhobenen Vorwürfe zu überprü-
fen und hat dieser Staatsanwalt einen Ver-
merk über den Inhalt der Aussage des Be-
amten angefertigt, dem durch die beteiligten 
Richterinnen und den Sitzungsstaatsanwalt 
später widersprochen wurde? 

7.2.2. Sind auch wegen weiterer Vorwürfe gegen 
den damaligen Leiter der „SOKO Labor“ S. 
Ermittlungen eingeleitet worden und falls ja, 
wegen welcher Vorwürfe und aufgrund wel-
cher konkreten Anhaltspunkte? 

7.2.3. Welche Polizeidienststelle hat die Ermittlun-
gen gegen den damaligen Leiter der „SOKO 
Labor“ S. aufgenommen und welche offenen 
und gegebenenfalls verdeckten Ermittlungs-
maßnahmen sind ergriffen worden? 

7.2.4. Trifft es zu, dass im Laufe der Ermittlungen 
die persönlichen Homelaufwerk-Daten und 
E-Mail-Accounts des betroffenen BLKA-Be-
amten S. von der Polizei ausgelesen und 
ausgewertet und an die StA München I wei-
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tergeleitet worden sind und falls ja, auf wel-
cher Rechtsgrundlage, gab es hierfür einen 
Auftrag der Staatsanwaltschaft München I 
oder eine richterliche Erlaubnis und falls 
nein, weshalb wurde darauf verzichtet? 

7.2.5. Wie lange haben die Ermittlungen gegen 
den ehemaligen Leiter der „SOKO Labor“ S. 
gedauert und mit welchem Ergebnis sind sie 
abgeschlossen worden? 

7.3. Trifft es zu, dass gegen einen anderen Er-
mittlungsbeamten der „SOKO Labor“ M. am 
26. März 2010 aufgrund einer Strafanzeige 
eines Verteidigers von Dr. B. S. vom 
5. März 2010 ein Ermittlungsverfahren we-
gen des Vorwurfs der Verfolgung Unschul-
diger eingeleitet worden ist und falls ja, 
wann, von welcher Staatsanwaltschaft und 
aufgrund welcher konkreten Anhaltspunkte? 

7.3.1. Welche Polizeidienststelle hat die Ermittlun-
gen gegen den Ermittlungsbeamten M. auf-
genommen und welche offenen und gege-
benenfalls verdeckten Ermittlungsmaßnah-
men sind ergriffen worden? 

7.3.2. Trifft es zu, dass auch in diesem Ermitt-
lungsverfahren die persönlichen Homelauf-
werk-Daten und E-Mail-Accounts des be-
troffenen Beamten ausgelesen und ausge-
wertet und an die StA München I weiterge-
leitet worden sind und falls ja, auf welcher 
Rechtsgrundlage, gab es hierfür einen Auf-
trag der StA München I oder eine richterli-
che Erlaubnis und falls nein, weshalb wurde 
darauf verzichtet? 

7.3.3. Aus welchen Gründen hat es bis zum 
29. März 2012 gedauert, bis das Ermitt-
lungsverfahren gegen den Beamten M. ge-
mäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt worden 
ist? 

7.4. Trifft es zu, dass mit Verfügung vom 
21. Oktober 2010 aufgrund einer Strafanzei-
ge des anwaltlichen Vertreters des Buchhal-
ters von Dr. B. S. vom 28. September 2010 
ein Ermittlungsverfahren gegen den Ermitt-
lungsbeamten M. der „SOKO Labor“ wegen 
des Vorwurfs des Verleitens zum Verrat von 
Geschäftsgeheimnissen gem. §§ 17, 19 UWG 
eingeleitet worden ist und falls ja, von wel-
cher Staatsanwaltschaft und aufgrund wel-
cher konkreten Anhaltspunkte? 

7.4.1. Welche Polizeidienststelle hat die Ermittlun-
gen gegen diesen Ermittlungsbeamten auf-
genommen und welche offenen und gege-
benenfalls verdeckten Ermittlungsmaßnah-
men sind ergriffen worden? 

7.4.2. Aus welchen Gründen hat es bis zum Früh-
jahr 2012 gedauert, bis das Verfahren ge-

mäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt worden 
ist? 

7.5. Trifft es zu, dass die für die Ermittlungen 
gegen die genannten BLKA-Beamten S. und 
M. zuständigen Sachbearbeiter der Staats-
anwaltschaft München I im Laufe der Ermitt-
lungen abgelöst und ersetzt worden sind 
und falls ja, aus welchen Gründen? 

7.6. Sind die vorgesetzten Dienststellen, insbe-
sondere das StMI und der Staatsminister 
des Innern über die Ermittlungsverfahren 
gegen BLKA-Beamte S. und M. der „SOKO 
Labor“ informiert worden und falls ja, wann 
und von wem? 

7.7. Sind gegen die BLKA-Beamten S. und M. 
und gegebenenfalls weitere Ermittlungsbe-
amte der „SOKO Labor“ Disziplinarverfahren 
eröffnet worden und falls ja, wegen welcher 
vermuteten Dienstvergehen und sind die 
Disziplinarverfahren abgeschlossen und falls 
ja, mit welchen Ergebnissen? 

7.8. Hatten die BLKA-Beamten S. und M., gegen 
die aufgrund der o.g. Vorwürfe ermittelt und 
gegen die Disziplinarverfahren eröffnet wor-
den sind, hierdurch Nachteile in ihrem beruf-
lichen Fortkommen und finanzielle Einbußen 
und falls ja, wie werden sie gegebenenfalls 
ausgeglichen? 

7.9. Aus welchen Gründen hat der Freistaat Bay-
ern diesbezügliche Schadensersatzansprü-
che des BLKA-Beamten M. zurückgewiesen 
und mit welchen Argumenten hat sie Abwei-
sung der zwischenzeitlich beim Landgericht 
München I eingereichten Amtshaftungsklage 
beantragt? 

 

8. Weitere Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. 

8.1. Welche weiteren Ermittlungsverfahren sind 
gegen Dr. B. S. und/oder Mitarbeiter des 
Labors S. im Zusammenhang mit der Ab-
rechnung von Laborleistungen seit 1986 
wegen welcher Vorwürfe eingeleitet und mit 
welchen Ergebnissen abgeschlossen wor-
den? 

8.1.1. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen in-
nerhalb der bayerischen Polizei, Justiz und 
Staatsregierung wann, mit wem, wie erör-
tert? 

8.1.2. Gab es in diesem Zusammenhang auch Be-
strebungen einer Verständigung mit Dr. B. S.? 

8.2. Wegen welcher Sachverhalte hat die StA 
Augsburg am 30. Januar 2012 Anklage ge-
gen Dr. B. S. u.a. erhoben, beruhen diese 
auf der Ermittlungstätigkeit der „SOKO La-
bor“ und trifft es zu, dass sich nach Ansicht 
der Staatsanwaltschaft die Gesamtsumme 
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der gebührenrechtlich unberechtigten Ab-
rechnungen auf etwa 78 Mio. Euro belaufen 
soll? 

8.3. Wie erklärt sich die lange Ermittlungsdauer 
von 2008 bis zur Anklageerhebung am 
30. Januar 2012 und aus welchen Gründen 
hat es mehr als zwei Jahre gedauert bis die 
Anklage am 21. März 2014 durch das Land-
gericht Augsburg zugelassen wurde? 

8.3.1. Wie ging der sachleitende Staatsanwalt N. 
nach der Übernahme des Verfahrens durch 
die StA Augsburg Anfang 2008 vor und wur-
de dieses Vorgehen im Laufe der Ermittlun-
gen verändert und wenn ja aus welchen Er-
wägungen und auf wessen Veranlassung? 

8.4. Ist die Anklage unverändert zur Hauptver-
handlung zugelassen worden? 

8.5. Aus welchen Gründen kann die Hauptver-
handlung erst im Jahr 2015 beginnen? 

8.6. Wie hoch ist das potenzielle Rückforde-
rungsvolumen der Kassenärztlichen Verei-
nigung Bayerns und wie ist der Stand der 
Plausibilitätsprüfung nach § 106a SGB V? 

 

9. Ermittlungsverfahren gegen den Journa-
listen D. 

9.1. Wegen welcher Vorwürfe sind auf wessen 
Veranlassung hin Ermittlungsverfahren ge-
gen den Journalisten D. eingeleitet worden? 

9.1.1. Wer hat das diesbezügliche Vorgehen in-
nerhalb der bayerischen Polizei, Justiz und 
Staatsregierung wann, mit wem, wie erör-
tert? 

9.2. Trifft es zu, dass gegen den Journalisten D. 
wegen des Verdachts der Verletzung der 
Vertraulichkeit des Wortes ermittelt worden 
ist und falls ja, aufgrund welcher konkreten 
Anhaltspunkte? 

9.2.1. Welche Staatsanwaltschaft und welche Poli-
zeidienststelle waren für die Ermittlungen 
zuständig und welche offenen und gegebe-
nenfalls verdeckten Ermittlungsmaßnahmen 
sind ergriffen worden? 

9.3. Trifft es zu, dass gegen den Journalisten 
auch wegen des Verdachts der Anstiftung 
oder Beihilfe zum Verrat von Dienstgeheim-
nissen durch unbekannte Beamte ermittelt 
worden ist und falls ja, aufgrund welcher 
konkreten Anhaltspunkte? 

9.3.1. Trifft es weiter zu, dass im Rahmen der Er-
mittlungen gegen Unbekannt wegen des 
Verdachts des Verrats von Dienstgeheim-
nissen das BLKA auf Aufforderung durch 
das Polizeipräsidium Mittelfranken ohne 
richterlichen Beschluss unter anderem elekt-

ronische Kopien der Laufwerke der Dienst-
rechner der betreffenden Beamten an das 
Polizeipräsidium Mittelfranken übermittelt 
hat und dass die Homelaufwerke und E-
Mail-Postfächer gesichert und ausgewertet 
worden sind und falls ja, war dies vor oder 
nach dem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 31. März 2011? 

9.3.2. Befand sich in den E-Mail-Postfächern der 
BLKA-Beamten auch der E-Mail-Verkehr 
zwischen dem sachleitenden Staatsanwalt 
H. und den BLKA-Beamten und falls ja, trifft 
es zu, dass dieser Schriftverkehr ausgele-
sen und zur Akte in dem Ermittlungsverfah-
ren gegen Unbekannt gegeben worden ist? 

9.3.3. Dauern die Ermittlungen gegen Unbekannt 
wegen des Verdachts des Verrats von 
Dienstgeheimnissen noch an oder sind sie 
eingestellt worden und falls sie eingestellt 
worden sind, wann und aus welchen Grün-
den? 

9.3.4. Trifft es zu, dass die StA München I erst auf 
Antrag der beiden betroffenen Beamten die 
Löschung der gespeicherten Kopien der 
Laufwerke der Dienstrechner angeordnet 
hat und nicht von Amts wegen? 

9.4. Wann wurde der beschuldigte Journalist 
wegen welches konkreten Sachverhalts ver-
nommen? 

9.5. Wann wurden welche Zeugen zu welchem 
Sachverhalt vernommen? 

9.6. Trifft es zu, dass einer der BLKA-Beamten 
S., dessen Dienst-PC durchsucht worden 
ist, Strafanzeige wegen des Verdachts der 
Verletzung von Privatgeheimnissen erstattet 
hat, weil der Journalist bei einer Einsicht in 
die Ermittlungsakten Kenntnis von Compu-
terdaten erlangt haben soll und falls ja, mit 
welchem Ergebnis, und weshalb wurde ihm 
Einsicht in die Akten eines Verfahrens ge-
gen Unbekannt wegen des Verdachts des 
Verrats von Dienstgeheimnissen gewährt, 
wenn diesbezüglich nicht gegen ihn wegen 
Beihilfe ermittelt worden ist? 

 

10. Spendenvorgänge 

10.1. Was hat die Staatsanwaltschaft Augsburg 
nach Eingang von Hinweisen in Schreiben 
von Ärzten vom 25. Oktober und 23. No-
vember 1999, dass Dr. B. S. 5 Mio. DM bzw. 
größere Geldbeträge an die Christlich-Sozi-
ale Union in Bayern e.V. gespendet habe, 
unternommen, um aufzuklären, ob es ent-
sprechende Zahlungen gegeben hat? 

10.1.1. Sind Vorermittlungen wegen eines mögli-
chen Verstoßes gegen das Parteiengesetz 
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eingeleitet und z.B. die öffentlich zugängli-
chen Rechenschaftsberichte der Christlich-
Soziale Union in Bayern e.V eingesehen 
und ist Dr. B. S. zumindest informell befragt 
worden, ob die Behauptungen zutreffen? 

10.1.2. Aus welchen Gründen sind die General-
staatsanwaltschaft München und das StMJ 
über diese Vorgänge von wem mündlich un-
terrichtet worden und weswegen wurde ein 
schriftlicher Bericht nicht als erforderlich an-
gesehen und auch nicht erstattet und wer 
hat diese Entscheidung aus welchen Erwä-
gungen getroffen? 

10.2. Welche Unterlagen zu Parteispenden wur-
den wann, von wem, zu welchem Zeitpunkt 
gefunden? 

10.2.1. Trifft es zu, dass bei der Durchsuchung am 
19. September 2006 der Räume der Labor-
gruppe Schottdorf in dem Ermittlungsverfah-
ren der Staatsanwaltschaft München I ge-
gen Dr. B. S. wegen des Verdachts der Vor-
teilsgewährung zwei Belege über Überwei-
sungen von jeweils 10.000 Euro an die 
Christlich-So¬ziale Union in Bayern e.V. und 
jeweils ein Schreiben von Dr. B. S. an den 
damaligen Bundestagsabgeordneten Dr. 
Ruck und ein Schreiben vom 30. Juni 2005 
an den damaligen Ministerpräsidenten Dr. 
Stoiber aufgefunden worden sind und dass 
Dr. B. S. in dem Schreiben an Dr. Stoiber 
ausgeführt hat: „Als langjähriges Mitglied der 
CSU erwarte ich, dass jetzt endlich eine Än-
derung in Deutschland erreicht werden 
kann.“ und dass deshalb in dem Ermitt-
lungsbericht des BLKA vom 3. Juli 2007 der 
Verdacht eines Verstoßes gegen das Par-
teiengesetz geäußert wurde? 

10.2.2. Falls nein, ab wann lagen den Ermittlungs-
behörden die o.g. Unterlagen vor? 

10.3. Welche Maßnahmen hat die StA München I 
ergriffen, bevor sie wegen Fehlens eines 
Anfangsverdachts gemäß § 152 Abs. 2 
StPO von der Einleitung eines Ermittlungs-
verfahrens abgesehen hat? 

10.3.1. Aufgrund welcher Überlegungen bzw. Ab-
wägungsprozesse wurde ein Anfangsver-
dacht wegen Verstoßes gegen das Partei-
engesetz verneint? 

 

11. Politische Einflussnahmen? 

11.1. Waren Mitglieder der Staatsregierung wäh-
rend ihrer jeweiligen Amtszeit in welcher 
Weise (Entgegennahme von Berichtssa-
chen, als Adressat von Schreiben und Peti-
tionen etc.) mit Vorgängen im Zusammen-
hang mit dem Labor S. seit 1986 befasst 
und wie haben sie ggf. darauf reagiert? 

11.2. Haben sich Mitglieder der Staatsregierung 
während ihrer jeweiligen Amtszeit dafür ein-
gesetzt, dass Dr. B. S. gegen Widerstände 
von Konkurrenten ein führendes Labor in 
Europa aufbauen konnte und ggf. wie? 

11.3. Welche ehemaligen Mitglieder der Staatsre-
gierung sind als Rechtsanwalt, unter ande-
rem auch bei der bayerischen Justiz, Polizei 
und Staatsregierung mit welchem Anliegen 
bzw. als Verteidiger von Dr. B. S. aufgetre-
ten? 

11.3.1. Waren davon welche in ihrer Amtszeit mit 
Vorgängen bezüglich des Schottdorf-Kom-
plexes befasst? 

11.4. Welche Aktivitäten früherer oder amtieren-
der Kabinettsmitglieder gab es seit 1986 im 
Zusammenhang mit den Vorgängen in Be-
zug auf das Labor Schottdorf bzw. welche 
Kontakte mit Dr. B. S.? 

11.4.1. Sind in den beim Labor S. beschlagnahmten 
Materialien auch Hinweise darauf gefunden 
worden, die auf ein Abendessen zwischen 
Dr. B. S. und dem ehemaligen Ministerprä-
sidenten Dr. Stoiber schließen ließen? 

11.5. Hat der ehemalige Ministerpräsident Dr. Stoi-
ber von einem an ihn gerichteten Begleit-
schreiben von Dr. B. S. vom 30. Juni 2005 
zu einer Parteispende an die Christlich-So-
ziale Union in Bayern e.V, in dem es heißt: 
„Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, als 
langjähriges Mitglieder der CSU erwarte ich, 
dass jetzt endlich eine Änderung in Deutsch-
land erreicht werden kann. Anbei übersende 
ich Ihnen einen Spendenscheck für die CSU 
in der Hoffnung, dass er mithilft den ange-
strebten Erfolg zu erreichen.“ persönlich 
Kenntnis genommen?  

11.5.1. Falls ja, hat er hierauf etwas veranlasst? 

11.5.2. Falls nein, wer hat Kenntnis genommen und 
ggf. etwas veranlasst? 
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Berichterstatter: Franz Schindler 
Mitberichterstatterin: Petra Guttenberger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag und der Änderungsantrag wurden 
dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. 
Weitere Ausschüsse haben sich mit dem An-
trag und dem Änderungsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
und den Änderungsantrag Drs. 17/2463 in 
seiner 18. Sitzung am 1. Juli 2014 beraten. 
 
Hinsichtlich des Antrags hat der Ausschuss 
e i n s t im m i g  Zustimmung zu der in I. enthal-
tenen Fassung empfohlen. 
 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/2463 hat der Ausschuss einstimmig Zu-
stimmung empfohlen mit der Maßgabe, dass 
in Nr. 2.4 die Worte „wie z.B. der Entschei-
dung des LG Duisburg vom 18. Juni 1996 
(Az.: 1 O 139/96), des LG Hamburg vom 20. 
Februar 1996, Az.: 312 O 57/96 und des LG 
Regensburg vom 28. Mai 2003 (Az.: 2 Kls 103 
Js 5189/00)“ gestrichen werden. 
 
Durch die Aufnahme des Änderungsantrags in 
geänderter Fassung in I. hat dieser seine Er-
ledigung gefunden. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm
Abg. Franz Schindler
Abg. Florian Streibl
Abg. Jürgen W. Heike
Abg. Dr. Sepp Dürr
Abg. Alexander König



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Antrag der Abgeordneten

Markus Rinderspacher, Franz Schindler, Horst Arnold u. a. und Fraktion (SPD),

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u. a. und

Fraktion (FREIE WÄHLER),

Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Dr. Sepp Dürr u. a. und Fraktion (BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens bayerischer Polizei- und

Justizbehörden einschließlich der zuständigen Staatsministerien, der

Staatskanzlei und der politischen Entscheidungsträger im Zusammenhang mit

dem Labor Schottdorf und der beim Bayerischen Landeskriminalamt

eingerichteten Sonderkommission "Labor" und weiterer Vorkommnisse im

Zusammenhang mit Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und andere

Beschuldigte und auf entsprechende Anzeigen des Dr. B. S. und anderer

Personen sowie bei der Rechtsaufsicht über die Beachtung der Vorschriften der

Gebührenordnung für Ärzte und bei der gegebenenfalls notwendigen Korrektur

der Rahmenbedingungen im selbstverwalteten Gesundheitssystem bei der

Abrechnung von Laborleistungen durch bayerische Ärzte (Drs. 17/2371)

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten

Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, Alexander König u. a. und Fraktion (CSU),

Markus Rinderspacher, Franz Schindler, Horst Arnold u. a. und Fraktion (SPD),

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u. a. und

Fraktion (FREIE WÄHLER),

Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Dr. Sepp Dürr u. a. und Fraktion (BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)
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(Drs. 17/2463)

und

Festlegung

der Mitgliederzahl, Besetzung und Vorsitz des Untersuchungsausschusses

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde hierzu eine Redezeit von zehn Minu-

ten je Fraktion vereinbart. Ich darf als Erstem Herrn Kollegen Schindler das Wort ertei-

len. Bitte schön, Herr Kollege.

Franz Schindler (SPD): Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die bayerische Justiz ist in den letzten Monaten und Jahren, insbesondere im Zusam-

menhang mit den Fällen Mollath und Peggy, ins Gerede gekommen. In diesen Tagen

ist im Zusammenhang mit dem Wiederaufnahmeverfahren sogar die Rede davon,

dass die Justiz ein Komplott organisiert habe und das Justizsystem – immerhin das

Justizsystem eines demokratischen Rechtsstaats – ins Wanken geraten sei.

So weit sind wir noch nicht. Tatsache ist, dass einerseits das Ansehen der Justiz nach

wie vor hoch ist, höher jedenfalls als das Ansehen der Politik, andererseits ein beach-

tlicher Teil der Bevölkerung fest davon überzeugt ist, dass man der Justiz nicht über

den Weg trauen könne und man eigentlich nur von Glück reden könne, wenn man

nicht in ihre Fänge gerate. Mindestens in jeder zweiten Petition findet sich heutzutage

der Hinweis darauf, dass es dem Petenten genauso ergangen sei wie seinerzeit Gustl

Mollath. Natürlich werden auch in der Justiz Fehler gemacht. Die Ursachen sind viel-

fältig. Rechtsbeugung ist aber fast nie im Spiel. Viele erstinstanzliche Urteile werden

von den höheren Instanzen aufgehoben, es wird zurückverwiesen oder gleich anders

entschieden. So und nicht anders funktioniert unser Rechtssystem, und das ist auch

gut so.

Nun also wieder ein Untersuchungsausschuss zur Aufklärung von Vorwürfen gegen

die bayerische Justiz, diesmal im Zusammenhang mit Ermittlungsverfahren gegen den

Laborarzt Dr. Schottdorf. Es geht im Kern nicht um die Justiz, sondern um einen Teil
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davon, nämlich die Staatsanwaltschaft, noch genauer: um die Staatsanwaltschaften

München und Augsburg und die Generalstaatsanwaltschaft in München. Staatsanwäl-

te genießen nicht die gleiche Unabhängigkeit wie Richter. Sie sind Teil einer hierar-

chisch organisierten Behörde; aber selbstverständlich sind sie dem Gesetz unterwor-

fen. Die Staatsanwaltschaft ist nicht, wie gelegentlich behauptet wird, die Kavallerie

der Justiz, die nur den Zweck verfolgt, unerbittlich anzuklagen, und dabei weder nach

links noch nach rechts schaut. Bei genauerer Betrachtung ist die Staatsanwaltschaft

gar keine Anklage-, sondern vielmehr eine Einstellungsbehörde,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

weil deutlich mehr Ermittlungsverfahren eingestellt werden als angeklagt wird und eine

große Zahl von Anzeigen gar nicht zu Ermittlungen führt, was häufig Gegenstand von

Beschwerden ist, die im Landtag eingehen. Dass die Staatsanwaltschaft auch Oppor-

tunitätsentscheidungen treffen und auf der Grundlage der Paragrafen 153 und 154 der

Strafprozessordnung Verfahren einstellen kann, ist Teil der Realität. Dass sie die ob-

jektivste Behörde ist, weil sie nicht nur belastende, sondern auch entlastende Umstän-

de zu ermitteln hat, wird in der Praxis nicht immer deutlich. Allzu oft hat es sogar den

Anschein, als ob die Staatsanwaltschaft alles übernehme und anklage, was ihr von

der Polizei geliefert wird, dass also nicht die Staatsanwaltschaft, sondern die Polizei

Herrin des Verfahrens sei. Das lässt sich im Massenbetrieb wahrscheinlich nicht ver-

meiden, darf aber nicht die Regel werden.

Meine Damen und Herren, umso hellhöriger muss man werden, wenn sich erfahrene

und hoch qualifizierte Mitarbeiter des Bayerischen Landeskriminalamtes, wie im Fall

Schottdorf geschehen, bei ihren Dienstvorgesetzten über die Staatsanwaltschaft be-

schweren und wenn ihnen dann bedeutet wird, dass ihre Beschwerden unerwünscht

seien und sogar dazu führen könnten, dass die persönliche Laufbahnentwicklung ins

Stocken gerät.

(Volkmar Halbleib (SPD): Hört, hört!)
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Hellhörig muss man auch werden, wenn sich ein LKA-Beamter dazu gezwungen sieht,

sich unmittelbar an den Ministerpräsidenten zu wenden und den Freistaat zu verkla-

gen, wie es im Zusammenhang mit den Ermittlungsverfahren zum Fall Schottdorf ge-

schehen ist.

Unmittelbarer Anlass des heutigen Antrags auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-

schusses zum Thema Schottdorf war ein Anfang Mai im "Handelsblatt" erschienener

Bericht, in dem angeblich nach Auswertung vieler Tausend Dokumente unter der

Überschrift "Das Ende der Soko Labor – Staatsanwälte lassen Tausende Betrüger un-

behelligt" behauptet wird, die Staatsanwaltschaft, zunächst München, dann Augsburg,

habe Ermittlungen gegen etwa 10.000 Ärzte und einen Laborbetreiber aus Augsburg

wegen des Verdachts des Abrechnungsbetrugs gegenüber Krankenkassen und Pri-

vatpersonen behindert und den Laborbetreiber und die Ärzte geschont, obwohl ein

volkswirtschaftlicher Schaden von bis zu 500 Millionen Euro entstanden sein soll.Viel-

mehr habe die Staatsanwaltschaft trotz eines beim Landgericht München anhängig

gemachten Pilotverfahrens mehr als hundert Ermittlungsverfahren eingestellt und kei-

nerlei Maßnahmen ergriffen, um zu verhindern, dass in mehreren tausend Verdachts-

fällen Verjährung eintritt. Hinzu komme, dass die eigens zum Zweck der Ermittlungen

wegen des Verdachts des massenhaften Abrechnungsbetrugs eingerichtete Sonder-

kommission Labor beim Landeskriminalamt behindert worden sein soll und dass

gegen einzelne Mitarbeiter der Sonderkommission Ermittlungsverfahren wegen des

Verdachts der uneidlichen Falschaussage bzw. der Verfolgung Unschuldiger eingelei-

tet und jahrelang nicht bearbeitet, schließlich aber wegen fehlenden Tatverdachts ein-

gestellt worden sind und dass dies alles mit Wissen der vorgesetzten Generalstaat-

sanwaltschaft und des Justizministeriums geschehen sei.

Außerdem steht die Behauptung im Raum, die Generalstaatsanwaltschaft und das

Justizministerium hätten direkten Einfluss auf die Ermittlungen in Sachen Schottdorf

und viele tausend Ärzte genommen und dafür gesorgt, dass die meisten Verfahren

eingestellt werden bzw. wegen Verjährung nicht mehr verfolgt werden können.
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Hinzu kommen die bekannten ganz besonderen Umstände, nämlich dass ein ehemali-

ger Staatsanwalt von dem Laborarzt ein Darlehen erhalten hat, dass dieser Laborarzt

langjähriges Mitglied der CSU ist, großzügig Spenden an die CSU vergeben hat und

sich von ehemaligen CSU-Staatsministern verteidigen hat lassen.

Meine Damen und Herren, das hat schon einen ganz besonderen Geschmack,

(Beifall bei der SPD)

der es schwer macht, alles nur sachlich zu betrachten, worum ich mich aber bemühen

werde. Die Vorwürfe wiegen schwer, weil sie beinhalten, dass die Staatsanwaltschaft

gerade nicht das getan hat, was ihre Aufgabe ist, nämlich nach Gesetz und Recht zu

entscheiden, sondern aus ganz anderen Motiven entschieden hat. Deshalb müssen

die Vorwürfe aufgeklärt werden.

Zwar gab es bereits mehrere Anfragen an die Staatsregierung und entsprechende

Antworten liegen vor, und wir haben am 22. Mai im Rechtsausschuss einen umfängli-

chen Bericht des Justizministeriums zu den Vorwürfen entgegengenommen, in dem

alle Vorwürfe zurückgewiesen worden sind und zur Begründung darauf verwiesen

worden ist, dass nach früher herrschender Meinung der Tatbestand des Betrugs nicht

erfüllt gewesen und es im Übrigen an einem konkreten Schaden gefehlt haben soll.

Aber trotz des, wie ich einräume, umfänglichen und sehr detaillierten Berichts sind

Fragen offengeblieben und sind neue Fragen erst durch den Bericht entstanden, die

wir jetzt in einem umfangreichen Fragenkatalog zusammengestellt haben und die nur

in einem Untersuchungsausschuss geklärt werden können.

Das sonstige Instrumentarium des Landtags, nämlich Anfragen und Anträge zu stel-

len, ist erschöpft. Es gibt nur noch das Instrument eines Untersuchungsausschusses

mit der Möglichkeit, Zeugen zu vernehmen und Akten einzusehen, um auf den Grund

der Wahrheit zu kommen. Ich danke deshalb den anderen Fraktionen für die Koopera-

tion bei der Formulierung des Untersuchungsauftrags und des Fragenkatalogs und
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hoffe, dass die vielen Fragen nach Sichtung der Akten und Vernehmung von Zeugen

eindeutig beantwortet werden können.

Es geht in der Tat, wie es in diesen Tagen, ich glaube, in der "Süddeutschen Zeitung"

geheißen hat, um die Frage der Ehre der bayerischen Justiz. Es geht um die Frage,

ob die Vorwürfe tatsächlich zutreffen oder nicht. Das ist eine ganz wichtige Frage, der

wir nicht ausweichen können und auch nicht wollen. Im Übrigen geht es neben der

Frage, was bei den Staatsanwaltschaften möglicherweise falsch entschieden worden

ist, aus welchen Motiven auch immer, auch um die Frage der politischen Verantwor-

tung, darum, wer von der politischen Spitze in Kenntnis gesetzt worden ist und gar mit-

geredet hat und aus welchen Motiven. Das gilt es aufzuklären. Ich hoffe, dass uns das

gelingt.

Bekanntermaßen hat die CSU-Fraktion das Vorschlagsrecht für die Position des Vor-

sitzenden. Das respektieren wir selbstverständlich.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Das Wort hat Herr Kollege Streibl.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen

und Kollegen! Wir entscheiden heute über die Einsetzung eines Untersuchungsaus-

schusses zum sogenannten Fall Schottdorf. Die Einsetzung eines solchen Ausschus-

ses gilt im Grunde als die schärfste Waffe der Opposition. In meinen Augen ist es ein

Gebot der politischen Klugheit, dieses Instrument sparsam einzusetzen und nicht bei

jeder Gelegenheit anzuwenden. Aber es gibt Fälle, in denen die Einsetzung notwendig

wird. Das ist immer dann der Fall, wenn die herkömmlichen Mittel wie Anfragen oder

Berichte zur Aufklärung nicht ausreichen.

Wir haben uns nach reiflicher Überlegung entschlossen, zu diesem Mittel zu greifen,

und zuerst mit der Fraktion der GRÜNEN, dann auch mit der SPD verhandelt. Nolens

volens hat sich auch die CSU angeschlossen und ihren Willen zur Aufklärung bekun-
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det. Wir haben einen umfassenden Fragenkatalog erarbeitet. Die CSU trägt den Fra-

genkatalog mit. Dabei hatte die CSU zuerst immer gesagt, ein Untersuchungsaus-

schuss sei hier nicht notwendig, da die sogenannte allumfassende Darstellung im

Rechtsausschuss am 22. Mai ausgereicht habe.

Sie, Frau Guttenberger, haben in Ihrer Pressemitteilung am 29. Juni gesagt, es sei

nicht nachvollziehbar, zu welchen zusätzlichen Erkenntnissen ein Verfahren im Unter-

suchungsausschuss führen sollte. Schließlich sei in der Sitzung des Verfassungsaus-

schusses alles gesagt worden.

Werte Kollegin, lassen Sie mich sagen, dass ich das deutlich anders sehe. Es ist kei-

neswegs ein politischer Übereifer, der uns zur Beantragung eines Untersuchungsaus-

schusses bewogen hat. Es geht uns auch nicht um ein politisches Spektakel, wie Sie

uns in der Pressemeldung unterstellt haben. Nein, uns geht es darum, Licht in einen

Fall zu bringen, der bereits seit Jahrzehnten die öffentliche Wahrnehmung prägt und

immer wieder in den Medien hochgespielt wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Nach wie vor sind viele Fragen offen. Für mich steht seit den Veröffentlichungen im

"Handelsblatt" fest, dass wir diesen Fall nur mit den Mitteln eines Untersuchungsaus-

schusses aufklären können. Ich nenne Ihnen dafür zwei Gründe. Zum einen ist es die

Komplexität des Falles, der bis in die 1980er-Jahre zurückreicht. Zum anderen ist es

die Schwere der Vorwürfe, die hier im Raum stehen.

Bereits seit dem Jahr 2011 habe ich zahlreiche Anfragen zu den Ermittlungen im Zu-

sammenhang mit der Soko Labor gestellt. Angesichts der medialen Berichterstattung

stellt sich für mich nun mehr und mehr die Frage, ob die Anfragen tatsächlich alle

wahrheitsgemäß beantwortet worden sind. Mir reicht es nicht, dass auf schriftliche An-

fragen zum Teil weichgespülte, nicht aussagekräftige Antworten geliefert werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Ich habe aufgrund dieser Berichterstattung große Zweifel an dem Willen der Staatsre-

gierung zur objektiven Aufklärung. Diese Zweifel haben mich stark veranlasst, einen

Untersuchungsausschuss zu fordern; denn nur ein Untersuchungsausschuss bietet

uns Abgeordneten die Möglichkeit, unabhängig und selbstständig die im Raum ste-

henden Vorwürfe zu prüfen. Ich will selber die betreffenden Akten lesen und selber die

entsprechenden Zeugen hören, um mir ein Bild machen zu können.

Der Bericht vom 22. Mai im Rechtsausschuss war zwar umfangreich, dennoch hat er

mir keine ausreichende Aufklärung dafür geliefert, warum man trotz des sogenannten

Pilotverfahrens die Verfahren in den übrigen mehr als hundert Fällen eingestellt hat.

War es wirklich zwingend, dass diese Verfahren von der Staatsanwaltschaft Mün-

chen I nach Augsburg abgegeben wurden? Wie kann es sein, dass bei einem derart

wichtigen Verfahren keine verjährungsunterbrechenden Maßnahmen ergriffen wur-

den? Da wurde eine Sonderkommission mit ursprünglich 17 Beamten eingesetzt.

Dann wurde Personal reduziert, bis eine effiziente Arbeit kaum mehr möglich war. Da

kann man nur sagen: In dem Fall ist man als bayerischer Löwe gesprungen und als

Bettvorleger gelandet.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich möchte gerne wissen, welche Beweggründe es für dieses Vorgehen gab. Meine

Damen und Herren von der CSU, Sie haben uns einerseits vorgeworfen, dass wir das

Ergebnis des Untersuchungsausschusses bereits vorwegnehmen würden, weil wir

zum Beispiel die Einsetzung angekündigt hätten, ohne den Bericht abzuwarten. Ande-

rerseits scheint die CSU von vornherein zu wissen, dass der Fall Schottdorf keine poli-

tische Dimension hat. Das jedenfalls haben Sie in Ihrer Pressemitteilung verlauten las-

sen. Dazu kann ich nur sagen: Nur deswegen, weil Ihnen dieses Ergebnis vielleicht

genehm wäre, muss es noch lange nicht der Wahrheit entsprechen. Daher fordere ich

dazu auf, dass wir versuchen, die Vorgänge in einem Untersuchungsausschuss, in

dem wir die notwendige Zeit haben, sachlich und neutral aufzuklären.
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Ich sage ganz deutlich: Wir machen uns die erhobenen Vorwürfe nicht zu eigen. Aber

es stehen nun einmal zahlreiche Vorwürfe im Raum, die sehr schwer wiegen. Deshalb

müssen wir die Vorgänge aufklären. Wenn diese Vorwürfe zutreffen würden, wären sie

aus meiner Sicht ungeheuerlich.

In diesem Untersuchungsausschuss gilt es dem schwerwiegenden Verdacht nachzu-

gehen, ob staatliche Stellen ihre Fürsorgepflicht gegenüber ermittelnden Beamten zu-

gunsten politischer Einflussnahme vernachlässigt haben. Meine Damen und Herren,

die Frage, wie der Freistaat Bayern mit seinen Polizeibeamten umgeht, geht uns alle

an. Mich interessiert deshalb auch, ob die ermittelnden Beamten Vorwürfen ausge-

setzt waren und ob etwas von dem Vorwurf, dass die Ermittlungen behindert worden

sind, zutrifft. – Ein Ermittlungsbeamter hielt 600.000 sichergestellte Laborkarten aus

einem Labor in Bochum für essenziell. In der Soko Labor hat das anscheinend für gro-

ßen Ärger gesorgt. Mich interessiert, ob etwas von diesem Vorwurf zutrifft. - Mich inte-

ressiert, warum diese Laborkarten kurz nach ihrer Sicherstellung von der Staatsan-

waltschaft Augsburg wieder freigegeben und danach vernichtet wurden. Wer hat das

veranlasst und warum? - Mich interessiert, ob den polizeilichen Ermittlern tatsächlich

von den Vorgesetzten verboten wurde, auf Fehler in der Einstellungsverfügung der

Staatsanwaltschaft Augsburg hinzuweisen.

(Wortmeldung des Abgeordneten Jürgen W. Heike (CSU))

- Nachher.

Präsidentin Barbara Stamm: Ich muss also nicht mehr nachfragen, die Zwischenbe-

merkung folgt nachher.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Mich würde weiter interessieren, ob wirklich diffa-

mierende Äußerungen gegenüber diesem ermittelnden Beamten gemacht wurden.
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Wir sehen, hier werden viele Punkte vorgebracht. Wir müssen hier also umfangreich

aufklären. Es entspricht auch unserer Pflicht als Landtag, unsere Kontrollfunktion in

einem Untersuchungsausschuss wahrzunehmen. Wir sind hier gefordert.

Der chinesische Philosoph Konfuzius hat einmal gesagt: Wer fragt, ist ein Narr für eine

Minute. Wer nicht fragt, ist ein Narr sein Leben lang. – Meine Damen und Herren, las-

sen Sie uns in diesem Sinne die Fragen stellen, die im Untersuchungsausschuss ge-

klärt werden müssen, damit wir keine Narren sind und damit nicht die Öffentlichkeit

und die bayerischen Bürgerinnen und Bürger zum Narren gehalten werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Nun folgt eine Zwischenbemerkung. Bitte, Herr Kollege

Heike.

Jürgen W. Heike (CSU): Herr Kollege Streibl, was Sie uns hier vorgetragen haben, ist

ja wunderschön. Ich hätte gerne von Ihnen gewusst, ob Sie die Fragen, die Sie nun

stellen, im Ausschuss, in dem wir stundenlang Zeit hatten, nicht gestellt haben, und

falls nicht, warum Sie sie nicht gestellt haben. Es fällt schon auf, dass Sie jetzt Fragen

vortragen, die schon lange beantwortet sind beziehungsweise die Sie nie gestellt

haben. Das spricht nicht für die Glaubwürdigkeit Ihrer Fragen.

(Beifall bei der CSU)

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Herr Kollege Heike, wenn Sie den Fragenkatalog

zum Untersuchungsausschuss durchgelesen hätten, hätten Sie bemerkt, dass die

Fülle und Breite dieser Fragen den Rahmen eines Berichts im Ausschuss bei Weitem

gesprengt hätten. Damals sind durchaus Fragen gestellt worden. Allerdings muss ich

hinzufügen, dass die Antworten zum Teil unzureichend waren. Daher müssen wir

nachhaken und können die Vorgänge nicht so im Raum stehen lassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD und den GRÜNEN)
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Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Die nächste Wortmeldung kommt von

Herrn Kollegen Dr. Dürr. – Herr Staatssekretär, auch der Geburtstag nützt nichts. Hier

geht es weiter. Sie können ja bei uns noch feiern. - Herr Kollege, bitte.

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Die Arbeit von

Gerichten und Staatsanwaltschaften hat etwas mit der Leistung der Schiedsrichter bei

der Fußballweltmeisterschaft gemeinsam: Sie ist dann gut, wenn sie nicht zum Thema

wird. Wenn die Öffentlichkeit immer häufiger über die fehlende Qualität dieser Arbeit

diskutiert statt über das, was auf dem Platz, im Gerichtssaal oder vorher ausgetragen

wird, läuft etwas grundsätzlich falsch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dann geht es nicht mehr nur um einzelne Justizirrtümer, sondern der Vertrauensver-

lust der Justiz wird dadurch verursacht, dass das System selbst nicht mehr rund läuft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In Bayern passieren derzeit zu viele Systemfehler in der Justiz. Dazu gehört leider

auch die Affäre Schottdorf. Alle Landtagsfraktionen in diesem Haus haben am 7. Mai

die Regierung, insbesondere Justizminister Bausback, aufgefordert, diese Vorgänge

aufzuklären. Aber die Vertreter der Regierung, Kollege Heike, sind dieser Verpflich-

tung nur unzureichend nachgekommen. Sie waren vielleicht in einer anderen Sitzung.

In der Sitzung des Verfassungsausschusses am 22. Mai, an der ich teilgenommen

habe, haben die Vertreter der Regierung lediglich eingeräumt, dass die strafrechtli-

chen Ergebnisse der umfangreichen Ermittlungen – nun folgt ein schöner Ausdruck –

höchst unbefriedigend seien. Was dort passiert ist, sei höchst unbefriedigend. So kann

man es ausdrücken. Sogar die CSU hat danach Kritik geübt, wobei sie ziemlich he-

rumgedruckst hat. Ich gebe wörtlich wieder, weil es gar so nett formuliert ist. Den Satz

versteht man wahrscheinlich beim ersten Hören nicht, das ist auch so gewollt: Im

Rückblick, aus heutiger Sicht und insbesondere im Lichte der später vom Bundesge-
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richtshof geäußerten - jetzt folgt ein sehr schönes Wort – Rechtsmeinung - - Der Bun-

desgerichtshof hat eine "Rechtsmeinung"!

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Was denn sonst? Lächerlich! – Petra Guttenberger

(CSU): Was soll er denn sonst haben als eine Rechtsmeinung?)

So sieht es offensichtlich auch Herr Kollege Heike. Ich fahre fort: Im Lichte der vom

Bundesgerichtshof geäußerten Rechtsmeinung sei der Verzicht darauf, konsequent si-

cherzustellen, dass die Vorwürfe bis zur höchstrichterlichen Entscheidung der umstrit-

tenen Rechtsfragen jedenfalls nicht verjähren konnten, allerdings der falsche Schritt

gewesen.

Es gab also einen falschen Schritt. Aber warum die Staatsanwaltschaft diesen fal-

schen Schritt getan hat, warum sie den Erfolg des ausdrücklich von ihr so genannten

Pilotverfahrens nicht abgewartet hat, warum sie nach dem Landgerichtsurteil von 2010

nichts getan hat, all das hat die Regierung in dieser Sitzung nicht erklären können.

Genauso wenig hat sie den Vorwurf widerlegt, dass die bayerischen Behörden mit

zweierlei Maß messen, und zwar dann, wenn sie eine mögliche Strafverfolgung abwä-

gen, wobei einerseits Tausende von möglicherweise betrügerischen Ärzten und ande-

rerseits einzelne Kritiker ihres Nichthandelns einander gegenüberstehen. Hier wird mit

zweierlei Maß gemessen. Schnell und entschlossen handelt die Staatsanwaltschaft of-

fenbar nur, wenn es gegen ihre eigenen Kritiker geht. Dabei handelt sie sogar vor-

schnell.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Verfahren gegen den Journalisten D. und die Polizisten M. und S. lassen jeden-

falls jede Verhältnismäßigkeit vermissen. Überhaupt keine Stellungnahme hat die Re-

gierung zur Frage nach möglichen Versäumnissen der Rechtsaufsicht beziehungswei-

se zu ihren gesundheitspolitischen Tätigkeiten oder ihrer Untätigkeit in dieser Hinsicht

abgegeben.
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Deshalb brauchen wir wieder einmal einen Untersuchungsausschuss. Wir müssen ein

multiples Versagen der Justizorgane und einen gesundheitspolitischen Skandal auf-

klären.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erstens geht es um den nicht geahndeten Abrechnungsbetrug. Dazu haben die Kolle-

gen schon einiges gesagt. Deshalb füge ich nur noch eines hinzu: Beunruhigend und

außergewöhnlich ist nicht, dass auch Richter, Richterinnen und Staatsanwälte Fehler

machen. Das kann jedem passieren.Beunruhigend ist, dass sie in Bayern offenbar

Fehler besonders ungern zugeben und Fehler noch "ungerner" korrigieren. Das beun-

ruhigt uns.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das rechne ich nicht den einzelnen Beamtinnen und Beamten an, sondern das ist in

Bayern verfehlte Regierungspolitik.

(Zurufe der Abgeordneten Petra Guttenberger (CSU) und Jürgen W. Heike

(CSU))

Das Motto dieser Regierung lautet: Rechthaberei bis nei in Grabn. Ja!

(Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Und wenn man dann drin liegt, dann kommt bestimmt irgendein Minister und sagt: Das

war unvermeidlich.

(Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Das habe ich in diesem Hohen Hause schon oft erlebt.

Von all den Verantwortlichen hat bis heute kein einziger einen Fehler zugegeben.

Dabei ist doch das eigene Versagen offenkundig. Das muss doch jeder am eigenen

Leib verspüren. Das muss doch jedem von denen peinlich sein. Man muss darauf
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doch irgendwie reagieren und sagen: Tut mir leid, das kann mal passieren. – Aber

nein; obwohl offenkundig ist, dass da etwas schiefgelaufen ist, richtet dieser Justizap-

parat – darin ist er ganz bayerische Bürokratie – noch im Nachhinein aus dem Grabn

heraus sein einziges Bestreben darauf, den Anschein einer formalen Korrektheit auf-

rechtzuerhalten. Mag das Ergebnis dieser angeblichen Korrektheit noch so blamabel

sein, diese Fehlerkultur ist das Symptom einer veralteten, in dieser Hinsicht vordemo-

kratischen bayerischen Demokratie. Hier sind Korrekturen absolut überfällig.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen der Abgeordneten Petra Guttenberger (CSU))

Wer Fehler nicht zugeben kann, der ist heute fehl am Platz.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der CSU: Schämen Sie sich!)

Dann geht es um die Frage, ob es auf Ermittlungsverfahren und Strafverfolgung einen

nicht sachgerechten Einfluss gab. Es gibt gute Gründe, da einmal genauer hinzu-

schauen, etwa bei folgenden Fragen: Wie waren die Generalstaatsanwaltschaft und

das Ministerium jeweils in die Entscheidungen eingebunden? Wurden die Ermittlungen

der Soko behindert? Wenn ja, warum und von wem? Wurde stattdessen versucht, die

Kritiker mundtot zu machen? Da muss jeder Verdacht ausgeräumt werden, weil alles

andere für unsere Justiz verheerend wäre.

Schließlich geht es um das ganze betrugsanfällige Abrechnungssystem nach der Ge-

bührenordnung für Ärzte. Die Staatsanwaltschaft hat lange an der falschen Fiktion

festgehalten, der Abrechnungsbetrug der Ärzte könne kein Betrug sein, weil niemand

finanziell geschädigt worden sei. Auf solch eine Idee kann nur ein Jurist kommen.

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen Heike (CSU))

Über Jahre hinweg mussten Patientinnen und Patienten, aber auch der Freistaat Hun-

derte Millionen Euro – Hunderte Millionen Euro! – zu viel an Laborkosten zahlen. Das

Gesundheitssystem ist aus guten Gründen kein Markt. Das wollen wir alle nicht. Aber
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dann muss es eine funktionierende, aktive Aufsicht geben, die Fehlentwicklungen kor-

rigiert. Eine solche Aufsicht fehlt. "Fehlallokationen" heißt das.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Thomas Kreuzer (CSU))

Fehlallokationen – so heißt das neudeutsch –, die sonst der Markt korrigiert, muss die

Aufsicht korrigieren. Da kann es doch nicht laufen wie früher bei der sowjetischen

Planwirtschaft: Egal, wie groß die Misswirtschaft ist, Hauptsache ist, die Bonzen kön-

nen abkassieren. Das kann es doch nicht sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dass dieses Gesundheitssystem als normal hingenommen wird, ist vielleicht der größ-

te Skandal.

Schließlich geht es auch um politische Einflussversuche. Dies ist schon angesprochen

worden. Die CSU hat erklärt, der Fall Schottdorf habe keine politische Dimension.

Wenn sich ein Laborunternehmer von ehemaligen bayerischen Justizministern, von

anderen Kabinettsmitgliedern oder amtierenden CSU-Bundestagsabgeordneten an-

waltlich vertreten lässt und an führende CSU-Politiker bis hinauf zum damaligen Minis-

terpräsidenten Spenden macht, um eine sogenannte Landschaftspflege zu betreiben,

wenn diese Ex-Minister für ihre Mandanten bei bayerischen Behörden intervenieren,

dann hat das für die CSU keine politische Dimension. Das muss man sich einmal vor-

stellen: Die CSU hält Filz und politische Einflussversuche offenbar für unpolitisch. Das

ist scheinbar ganz normal.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir halten das nicht für normal und werden uns deswegen genau anschauen, was da

passiert ist. Dann wird es nicht nur darum gehen, die Vorfälle aufzuklären, sondern

auch darum, Konsequenzen zu ziehen, und zwar personelle wie parlamentarische.

Das wird ziemlich viel Arbeit. Aber ich bin sicher, das wird sich lohnen und ein ziemli-

cher Spaß werden. Darauf freue ich mich schon.
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(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Ich erteile jetzt Herrn Kollegen König das Wort. Bitte

schön, Herr Kollege.

Alexander König (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen

und Kollegen! Für die CSU gilt in der Angelegenheit Schottdorf der Grundsatz der ma-

ximalen Transparenz.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Dies forderte unserer Ministerpräsident Seehofer. Auch wenn Sie jetzt noch darüber

lächeln, sage ich Ihnen heute schon: Dies wird auch das Leitbild der Arbeit der Abge-

ordneten der CSU im Untersuchungsausschuss sein. Wir dokumentieren dies schon

dadurch, dass wir als CSU-Fraktion im Änderungsantrag auf Drucksache 17/2463 als

Mitantragsteller des Fragenkatalogs auftreten.

Den Fragenkatalog haben wir am 25. Juni interfraktionell behandelt. Seitens der CSU-

Fraktion haben wir lediglich die rechtliche Zulässigkeit der Fragen überprüft und in die-

sem Überprüfungsrahmen geringfügige Änderungen angeregt, auf welche sich die

Verfasser des umfangreichen Fragenkatalogs dankenswerterweise eingelassen

haben. Daneben kam es lediglich zu einvernehmlichen redaktionellen Änderungen.

Die CSU-Fraktion hat sich nicht mit der Sinnhaftigkeit der einzelnen Fragen auseinan-

dergesetzt, sie macht sich diese auch nicht zu eigen. Doch die Fragen sind nach un-

serer Überzeugung allesamt rechtlich zulässig. Deshalb kann ich wirklich allen hier im

Hohen Haus versichern, dass wir – die CSU-Fraktion, unsere Mitglieder – uns im Aus-

schuss Mühe geben werden, bezüglich aller Fragen die Wahrheit zu ergründen. Aller-

dings würden wir es auch bei diesem Untersuchungsausschuss begrüßen – ich sage

das gerade nach der Rede des Vorredners -, dass die Ergebnisse erst dann verkündet

werden, wenn die Grundlagen dafür gelegt sind, und nicht vorher.

(Beifall bei der CSU)
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Ich weiß, dass es schwer ist; denn manchmal hört man schon das Gras wachsen,

bevor die Samen aufgegangen sind. Aber vielleicht klappt es doch noch, Herr Kollege

Dürr.

(Zuruf von der SPD)

Trotz allem hoffe ich auf einen sachlichen und fairen Umgang aller Beteiligten mitei-

nander sowie auf wahrheitsgemäße Stellungnahmen zum jeweiligen Verfahrensstand.

Der umfangreiche Fragenkatalog befasst sich mit einer Mehrzahl unterschiedlicher

Sachverhalte, die ich hier eigentlich nochmals anführen wollte. Aber wenn Sie, Herr

Kollege Schindler, es gestatten, nehme ich Bezug auf Ihre Ausführungen. Sie haben

die unterschiedlichen Sachverhalte ausgeführt. Ich nehme ausdrücklich darauf Bezug.

Ich würde die Sache hier vielleicht mit einer Akzentuierung weniger vortragen, aber

ansonsten danke ich dafür. Ich will es hier nicht wiederholen.

Diese unterschiedlichen Sachverhalte stehen insofern in einem Zusammenhang, als

sie entweder unmittelbar und mittelbar mit dem Labor Schottdorf zusammenhängen.

Ich finde es persönlich zwar schon hinterfragenswürdig, ob es wirklich gerechtfertigt

ist, einen Untersuchungsausschuss mit einem Fragenkatalog mit "Schottdorf" zu be-

nennen, der auch andere Richtungen in sich trägt als nur das Labor Schottdorf. Ich

glaube, darin sind wir uns einig. Doch ich fürchte, es wird nicht mehr zu vermeiden

sein, dass auch dann vom Labor Schottdorf gesprochen wird, wenn es um Fragestel-

lungen in andere Richtungen geht.

Auf die einzelnen Sachverhalte will ich hier nicht mehr eingehen, weil sie der Herr Kol-

lege Schindler aus meiner Sicht schon sehr gut vorgetragen hat. Ich will nur nochmals

sagen: Im Rechtsausschuss hat die Staatsregierung am 22. Mai zu vielen der hier auf-

geworfenen Fragen einen Bericht gegeben. Die Bewertung ist danach seitens der

Fraktionen erfolgt. Ich will auch diese nicht wiederholen, sondern nehme diesbezüg-

lich Bezug auf die Einlassung der CSU-Fraktion. Der nunmehr vorliegende Fragenka-

talog stellt allerdings eine Erweiterung der seinerzeit aufgeworfenen Fragen und der
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gegebenen Antworten dar. Er ist eindeutig umfänglicher, und das ist legitim, weil die

Fragen als solche zulässig sind.

Wir, die Kolleginnen und Kollegen des Untersuchungsausschusses, werden viel Arbeit

haben. Ich danke schon an dieser Stelle allen zukünftigen Mitgliedern des Untersu-

chungsausschusses sehr herzlich für die Bereitschaft, sich dieser Arbeit zu stellen. Ich

rufe allen zu: Wir werden es schaffen!

Ein Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags weiß auch mit Tausenden

von Aktenordnern umzugehen. Ich habe keine Sorgen, weil schon zum einen oder an-

deren Mal über die Medien verbreitet worden ist, wie das wohl werden wird. Wir wer-

den es schaffen. Ein Vollzeitparlament wie der Bayerische Landtag kann eine so um-

fangreiche Aufarbeitung eines so umfangreichen Fragenkatalogs leisten. Er kann die

Erkenntnisquellen aufarbeiten, zumal die Fragen alle am Anfang einer Legislaturperio-

de gestellt werden und die Einsetzung des Untersuchungsausschusses auch zum Be-

ginn der Legislaturperiode erfolgt. – Ich bitte Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen,

um Zustimmung zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses mit dem vorgeschla-

genen Fragenkatalog.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist

die Aussprache geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung.

Der federführende Ausschuss für Verfassung, Rechts- und Parlamentsfragen emp-

fiehlt, den Einsetzungsantrag auf Drucksache 17/2371 neu zu fassen. Ich verweise in-

soweit auf die Drucksache 17/2476. Wer dieser Neufassung zustimmen will, den bitte

ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. Stimment-

haltungen? – Auch keine. Dann ist dieser Untersuchungsausschussauftrag einstimmig

so beschlossen.
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Mit der Annahme des Antrags in der soeben beschlossenen Fassung hat der interfrak-

tionelle Änderungsantrag auf Drucksache 17/2463 seine Erledigung gefunden.

Nach dem vorher gefassten Beschluss besteht der Untersuchungsausschuss aus ins-

gesamt neun Mitgliedern. Die CSU-Fraktion hat das Vorschlagsrecht für fünf Mitglie-

der, die SPD-Fraktion für zwei Mitglieder und die Fraktionen der FREIEN WÄHLER

und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN für jeweils ein Mitglied. Für jedes Mitglied ist

nach Artikel 4 Absatz 4 des Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse des Bayeri-

schen Landtags von den jeweils vorschlagsberechtigten Fraktionen ein stellvertreten-

des Mitglied zu benennen. Hinsichtlich der von den Fraktionen als Mitglieder bzw.

stellvertretende Mitglieder vorgeschlagenen Kolleginnen und Kollegen verweise ich

auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Ich gehe davon aus, dass über die vorgeschlagenen Mitglieder und stellvertretenden

Mitglieder gemeinsam abgestimmt werden soll. Widerspruch erhebt sich nicht. Dann

lasse ich so abstimmen.

Wer mit der Entsendung der in der aufgelegten Übersicht genannten Kolleginnen und

Kollegen in den Untersuchungsausschuss einverstanden ist, den bitte ich um das

Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? –

Auch keine. Dann ist die Entsendung der jeweiligen Kolleginnen und Kollegen eben-

falls einstimmig beschlossen.

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse des Bay-

erischen Landtags bestellt die Vollversammlung den Vorsitzenden sowie den stellver-

tretenden Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses. Vorsitzender und Stellvertre-

ter müssen jeweils verschiedenen Fraktionen angehören und sollen die Befähigung

zum Richteramt haben. Nach Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes über die Untersu-

chungsausschüsse des Bayerischen Landtags steht der CSU-Fraktion das Vor-

schlagsrecht für den Vorsitzenden oder die Vorsitzende zu. Das Vorschlagsrecht für
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die stellvertretende Vorsitzende bzw. den stellvertretenden Vorsitzenden besitzt die

SPD-Fraktion.

Als Vorsitzenden hat die CSU-Fraktion Herrn Kollegen Alexander König vorgeschla-

gen. Als dessen Stellvertreter wurde von der SPD-Fraktion Herr Kollege Franz Schind-

ler benannt. Ich gehe davon aus, dass auch über diese beiden Vorschläge gemein-

sam abgestimmt werden soll. – Widerspruch erhebt sich nicht. Dann lasse ich

gemeinsam abstimmen. Wer mit den Vorschlägen einverstanden ist, den bitte ich um

das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltung-

en? – Auch keine. Dann ist das auch einstimmig so beschlossen. Damit ist der Tages-

ordnungspunkt 5 erledigt.
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Mitteilung 

des Bayerischen Landtags 

 

Bestellung der Mitglieder für den Untersuchungsausschuss 

Von den Fraktionen werden die nachstehend genannten Mitglieder 
des Landtags zur Bestellung in den Untersuchungsausschuss zur 
Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens bayerischer Behörden 
und Entscheidungsträger im Zusammenhang mit dem Labor Schott-
dorf und weiter Vorkommnisse im Ermittlungsverfahren gegen 
Dr. B. S. und andere vorgeschlagen: 

(TOP 5) 

 

Mitglieder: stellvertretende Mitglieder:  

 

CSU: 

Alexander König Robert Brannekämper 

Michael Hofmann Alexander Flierl 

Manfred Ländner Klaus Holetschek 

Dr. Hans Reichhart Tobias Reiß 

Mechthilde Wittmann Klaus Steiner  

 

SPD: 

Franz Schindler Harald Güller  

Horst Arnold Alexandra Hiersemann  

 

FREIE WÄHLER: 

Florian Streibl  Eva Gottstein  

 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dr. Sepp Dürr  Ulrich Leiner  
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